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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Entraide judiciaire

Der Bundesrat schickte im Mai Vorschläge einer Expertenkommission für eine Revision
der Regelung des Verfahrens bei der internationalen Rechtshilfe in die
Vernehmlassung. Das Ziel einer Beschleunigung des Verfahrens soll insbesondere
dadurch erreicht werden, dass die Einsprachemöglichkeiten auf die Schlussverfügung
über die Gewährung und den Umfang der Rechtshilfe beschränkt werden. Damit könnte
eine jahrelange Blockierung der Ermittlungsarbeit durch Einsprachen auf
verschiedenen Stufen, wie dies beispielsweise im Fall des philippinischen Staatschefs
Marcos geschehen ist, verhindert werden. Auf eine Zentralisierung des Verfahrens
möchten die Experten hingegen verzichten. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 27.05.1993
HANS HIRTER

Droit pénal

Im Vorjahr hatte das Parlament mehrere Vorstösse für eine Vereinheitlichung der
kantonalen Strafprozessordnungen überwiesen. Im Berichtsjahr gaben der Ständerat
und der Nationalrat nun auch sechs entsprechenden Standesinitiativen der Kantone
Aargau (Kt.Iv. 95.307), Basel-Stadt (Kt.Iv. 95.301), Basel-Land (Kt.Iv. 95.305), St. Gallen
(Kt.Iv. 95.304), Solothurn (Kt.Iv. 95.302) und Thurgau (Kt.Iv. 96.300) Folge. Bundesrat
Koller gab in diesem Zusammenhang bekannt, dass er eine Expertenkommission
beauftragt habe, bis zum Sommer 1997 ein Konzept vorzulegen. 2

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 13.12.1996
HANS HIRTER

Die im Rahmen der Totalrevision der Bundesverfassung im Paket Justizreform vom
Bundesrat beantragte Kompetenz zur Vereinheitlichung der kantonalen
Strafprozessordnungen wurde vom Parlament gutgeheissen. Widerstand gab es nur von
den Liberalen Leuba (VD) und Sandoz (VD), welche das Projekt aus grundsätzlich
föderalistischen Gründen bekämpften. Die Vorlage konnte allerdings im Berichtsjahr
infolge von Differenzen zwischen den beiden Räten zu anderen Reformteilen noch
nicht verabschiedet werden. Die in den Vorjahren eingereichten und akzeptierten
Standesinitiativen verschiedener Kantone für diese Vereinheitlichung konnten als erfüllt
abgeschreiben werden (95.301 / 95.302 / 95.304 / 95.305 / 95.307 / 96.300 / 96.315).
Die praktische Umsetzung dieser Vereinheitlichung wird freilich noch einige Zeit
dauern. Der Fahrplan des EJPD sieht eine Vernehmlassung frühestens im Jahr 2000 und
die Inkraftsetzung nicht vor 2005 vor. Eine Expertenkommission präsentierte zu
Jahresbeginn einen ersten Grundlagenbericht für ein künftiges Strafprozessgesetz.
Dabei fassten die Wissenschafter einige Grundsatzentscheide. So sprach sich eine
Mehrheit dafür aus, die Strafuntersuchung nicht durch den Staatsanwalt, sondern
durch einen unabhängigen Untersuchungsrichter leiten zu lassen. Diese Regelung gilt
heute in allen Kantonen ausser Basel-Stadt und Tessin. Auf in einigen anderen Staaten
praktizierte Neuerungen wie etwa das «plea bargaining», d.h. das Aushandeln von
Schuldanerkennung und Strafmass (USA), oder eine Kronzeugenregelung (Italien) soll
nach Meinung der Experten verzichtet werden. 3

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 26.06.1998
HANS HIRTER

Protection des données et statistique

Eine interdisziplinäre Expertenkommission soll die Zukunft der Datensicherheit und
Datenbearbeitung untersuchen. Dies forderte eine in Reaktion auf die Enthüllungen
durch den ehemaligen NSA-Mitarbeiter Edward Snowden eingereichte Motion
Rechsteiner (sp, SG), welche der Ständerat in der Wintersession 2013 mit 21 zu 15
Stimmen bei 3 Enthaltungen an den Nationalrat überwies. Auch der Bundesrat ortete
Handlungsbedarf in diesem Bereich und stellte in Aussicht, zu Beginn 2014 ein
Bundesgesetz über die Informationssicherheit in die Vernehmlassung zu schicken. Das
Gesetz werde einheitliche, formell-gesetzliche Grundlagen für die Steuerung und die
Organisation der Informationssicherheit im Bund schaffen. Der Vorentwurf erfasst
unter anderem die Klassifizierung von Informationen, den Schutz von IKT-Mitteln, die
Personensicherheitsprüfungen sowie das vereinheitlichte
Betriebssicherheitsverfahren. Weiter ist eine behördenübergreifende Organisation der

MOTION
DATE: 03.12.2013
NADJA ACKERMANN
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Informationssicherheit im Bund vorgesehen. Eine Expertenkommission wollte der
Bundesrat nicht einsetzen und er warnte vor „übertriebenem Aktivismus“. 4

Um verstärkten Datenschutz bemühte sich eine Motion Rechsteiner (sp, SG), welche die
Einsetzung einer Expertenkommission zur Zukunft der Datenbearbeitung und
Datensicherheit wünschte. Auslöser des Vorstosses waren die eine historische Wende
darstellenden Enthüllungen durch Edward Snowden, die die Welt in ein Vor- und Nach-
Snowden teilten. Der eidgenössische Datenschutzbeauftragte begrüsste die Prüfung
der Frage, ob die Verfassungs- und Gesetzesbestimmungen in diesem Bereich noch
adäquat seien. Nach dem Ständerat nahm denn auch der Nationalrat die Motion mit 97
zu 80 Stimmen bei 4 Enthaltungen an, änderte sie jedoch dahingehend, dass der
Einsatz einer solchen Expertenkommission auf drei Jahre beschränkt wird. Die kleine
Kammer stimmte dieser Änderung zu. 5

MOTION
DATE: 04.06.2014
NADJA ACKERMANN

Im August 2018 legte der Bundesrat dem Parlament den Bericht der Expertengruppe
zur Zukunft der Datenbearbeitung und Datensicherheit vor. Der Einsatz der aus zwölf
Expertinnen und Experten aus Wissenschaft, Verwaltung und Wirtschaft bestehenden
Gruppe, angeführt von alt-Nationalrätin Brigitta Gadient (bdp, GR), war auf drei Jahre
beschränkt gewesen. Der Schlussbericht der Gruppe beinhaltete unter anderem eine
Liste von 51 Empfehlungen an den Bundesrat und die Kantone. Das Parlament schrieb
daraufhin die Motion Rechsteiner (sp, SG), die am Ursprung der Expertengruppe
gestanden hatte, im Sommer 2019 ab. 6

RAPPORT
DATE: 18.06.2019
ELIA HEER

Sécurité intérieure

Bundesrat Koller setzte Ende Februar eine Expertenkommission für die Ausarbeitung
eines Waffengesetzes ein. Diese konnte noch im Berichtsjahr ihren Entwurf abliefern.
Der Nationalrat überwies eine im Vorjahr vom Ständerat gutgeheissene Motion Salvioni
(fdp, TI) für die rasche Vorlage eines Gesetzes über den Waffenhandel ebenfalls. Der
Bundesrat verlängerte das Ende 1991 beschlossene absolute Waffenerwerbs- und
-tragverbot für Personen aus dem ehemaligen Jugoslawien um weitere zwei Jahre bis
Ende 1996. 7

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 27.12.1994
HANS HIRTER

Namentlich bei der internationalen Verfolgung von Geldwäscherei- und
Drogenhandelsdelikten kann der Staat oft beträchtliche Summen deliktisch erworbener
Vermögen einziehen. Nicht geregelt ist die Verteilung dieser Gelder, wenn mehrere
Behörden an der Strafermittlung beteiligt waren. So entstand beispielsweise ein Streit
zwischen den Kantonen Waadt und Zürich einerseits und dem Bund andererseits bei
der Verteilung des schweizerischen Anteils von rund USD 85 Mio. an den im
Zusammenhang mit den Ermittlungen gegen die Drogenhändlerin Arana de Nasser
beschlagnahmten Guthaben. Der Bundesrat setzte eine Expertenkommission ein,
welche allgemeine Vorschriften für eine lastengerechte Verteilung dieser Gelder
zwischen Bund und Kantonen vorschlagen soll. Der Ständerat unterstützte dieses
Vorgehen mit der diskussionslosen Überweisung einer Motion seiner
Rechtskommission. 8

MOTION
DATE: 01.12.1998
HANS HIRTER

Criminalité

Eine vom Vorsteher des EJPD im Sommer 1995 eingesetzte Arbeitsgruppe legte im
Herbst ihren Bericht über die Korruption in der Schweiz vor. Sie kam darin zum
Schluss, dass die Situation noch nicht alarmierend sei, aber doch gewisse Anzeichen für
eine Verschärfung der Lage bestehen. Nach Meinung der Experten sollte deshalb in
erster Priorität die Prävention verstärkt werden. Sie schlugen dazu eine striktere
Regelung der Zulässigkeit der Annahme von persönlichen Geschenken durch
Staatsangestellte vor. Im repressiven Bereich empfahlen die Experten eine
Verschärfung des Strafmasses für aktive Bestechung. Die Bestechung von
ausländischen Beamten soll in Zukunft in der Schweiz strafbar sein. Im Gleichschritt
mit den anderen Staaten soll nach Ansicht der Experten zudem ein Verbot des
Steuerabzugs für Schmiergeldzahlungen eingeführt werden. Bundesrat Koller kündigte
an, dass er bis Ende 1997 ein Gesamtkonzept zur Bekämpfung der Korruption erarbeiten

MOTION
DATE: 11.12.1996
HANS HIRTER
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lassen wolle, welches sich auf die Erkenntnisse dieser Arbeitsgruppe stützt. Der
Ständerat überwies ohne Gegenstimme eine Motion Schüle (fdp, SH), welche ebenfalls
derartige Massnahmen verlangt. 9

Institutions et droits populaires

Conseil fédéral

Eine handfeste Vertrauenskrise erschütterte während des Berichtsjahres die
staatlichen Institutionen des Kantons Bern. Angefangen hatte die Affäre bereits im
Spätsommer 1984 mit einem Bericht des kantonalen Beamten Rudolf Hafner zuhanden
der Mitglieder des Grossen Rates. Darin rügte er Verfassungs- und
Gesetzesverletzungen, die er in seiner Funktion als Finanzrevisor festgestellt hatte, und
verlangte die Durchführung einer Disziplinaruntersuchung gegen den Regierungsrat. Da
er sich in seiner Tätigkeit ausschliesslich mit der Polizeidirektion und der Direktion für
Verkehr, Energie und Wasserwirtschaft zu befassen hatte, gerieten neben der
rechnungsführenden Finanzdirektion diese Departemente ins Schussfeld der Kritik.
Betroffen waren namentlich die Regierungsräte W. Martignoni (svp) und H. Krähenbühl
(fdp) sowie einige Chefbeamte ; der Vorsteher der Direktion für Verkehr, Energie und
Wasserwirtschaft, R. Bärtschi (sp), hatte hingegen sein Amt zum Zeitpunkt der
inkriminierten Handlungen noch nicht angetreten gehabt. In einer eingehenden Analyse
stellte die vom Grossen Rat eingesetzte Besondere Untersuchungskommission (BUK)
fest, dass die Beanstandungen im wesentlichen berechtigt waren. Insbesondere nahm
die BUK Anstoss an der Führung eines Kontos für Unvorhergesehenes als Sammelkonto
für Buchungen, die beispielsweise nicht budgetiert worden waren, oder die in der
Öffentlichkeit nicht bekannt werden sollten (finanzielle Unterstützung von
Abstimmungskomitees, etc.). Als nicht mit dem Lotteriegesetz vereinbar wurden im
weiteren einige Auszahlungen aus SEVA-, Zahlenlotto- und Sport-Toto-Geldern erklärt,
da diese nicht den vorgeschriebenen gemeinnützigen oder wohltätigen Zwecken zugute
kamen. In bezug auf die Rechtmässigkeit der jurapolitisch brisanten Überweisungen an
die für den Verbleib des Südjuras beim Kanton Bern kämpfende «Force démocratique»
gelangte die BUK zu keiner einheitlichen Beurteilung. Insgesamt konstatierte die BUK
eine Reihe von zum Teil schwerwiegenden Amtspflichtverletzungen, sie sah jedoch mit
Stichentscheid ihrer Präsidentin vom Antrag auf die Einleitung einer
Disziplinaruntersuchung ab. Dazu beigetragen hatte namentlich auch der Eindruck, dass
für das kritisierte Verhalten der Regierungsräte keinerlei unlautere persönliche Motive
zugrunde lagen. Die These von der absoluten Uneigennützigkeit war allerdings nicht
mehr unbestritten, da R. Hafner kurz vor der Debatte im Parlament der
Untersuchungskommission Angaben über gewisse Grosszügigkeiten bei der Regelung
der Spesenentschädigungen für Regierungsräte zukommen liess. Reagierte bisher die
breite bernische Öffentlichkeit noch einigermassen gelassen auf die politisch
begründeten Eigenmächtigkeiten ihrer Magistraten, schien nun die Geduld erschöpft zu
sein. Noch vor dem Grossratsentscheid über die Anträge der BUK erklärten am 11.
November Martignoni und Krähenbühl ihren Rücktritt auf Ende der Legislaturperiode
(Frühjahr 1986). Das Parlament folgte am 14. November seiner Kommission in der Frage
der Disziplinaruntersuchung mit 97 zu 87 Stimmen und lehnte es auch ab, die
strafrechtliche Immunität der Regierungsmitglieder aufzuheben. Die Regierung selbst
führte zu ihrer Entschuldigung insbesonders an, dass es sich bei den beanstandeten
Beschlüssen zum Teil um langjährige bewährte Praxis gehandelt habe, und dass sie sich
während der Jahre des Kampfs um die Integrität des Kantonsgebiets zur Wahrnehmung
eines vergrösserten politischen Handlungsspielraums verpflichtet gefühlt habe. 10

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 15.11.1985
HANS HIRTER

Neunzehn Nationalrätinnen aus verschiedenen Parteien nutzten die Fragestunde vom
12. Juni zu einer konzertierten Aktion gegen die Untervertretung der Frauen in den
Expertenkommissionen des Bundes. Bundespräsident Delamuraz sicherte zu, dass die
Landesregierung in Zukunft der Steigerung des zur Zeit 4 Prozent betragenden
Frauenanteils in den rund 370 ausserparlamentarischen Kommissionen vermehrt
Beachtung schenken werde. Mit der Überweisung eines Postulats Hubacher (sp, BS)
verlangte der Nationalrat daraufhin die Ausarbeitung von Szenarien, welche
Massnahmen beschreiben, mit denen der Frauenanteil auf 25 Prozent bis zum Jahr 1991
und auf 50 Prozent bis zum Jahr 1995 erhöht werden kann. 11

POSTULAT
DATE: 06.10.1989
HANS HIRTER
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In den vom Bundesrat für die Legislatur 2003-2007 gewählten ausserparlamentarischen
Kommissionen und Gremien sind die Romands und die Italienischsprachigen in Bezug
auf ihre Bevölkerungszahl mit Anteilen von 25,9% und 7,4% leicht übervertreten. Der
Anteil der Frauen in den Expertenkommissionen beträgt insgesamt 32% und variiert je
nach zuständigem Departement zwischen 24% im EVD und 42% im EJPD. 12

RAPPORT
DATE: 05.03.2004
HANS HIRTER

Mit 100 zu 72 Stimmen hiess der Nationalrat eine Motion Bigler (fdp, ZH) gut, mit der
eine Beschränkung von ausserparlamentarischen Kommissionen verlangt wird.
Ausserparlamentarische Kommissionen sind Gremien, die vom Bundesrat dann
eingesetzt werden, wenn für eine bestimmte Aufgabe spezifisches Fachwissen nötig ist,
das in der Bundesverwaltung fehlt, und sollen in diesem Sinne eine beratende Funktion
einnehmen. Hans-Ulrich Bigler stösst sich an der Zahl dieser Kommissionen. Nicht
weniger als 119 würden auf der Homepage des Bundes aufgeführt. Der Freisinnige
betonte zwar, dass die Kommissionen ein Ausdruck der partizipativen Demokratie seien
und auch der Gewerbeverband – Bigler ist dessen Präsident – in vielen dieser
Kommissionen mitwirke und durchaus davon profitiere. Es sei aber eigentlich
problematisch, dass der Bund eine Plattform für Interessenvertretung anbiete. Zudem
sei der Beitrag dieser Gremien für die demokratische Meinungsbildung in vielen Fällen
zweifelhaft und es herrschten zahlreiche Doppelspurigkeiten. Mit einer Reduzierung
der Zahl dieser Kommissionen könnten Kosten gespart und die Effizienz gesteigert
werden. Mit einer Alterslimite für die Mitglieder dieser ausserparlamentarischen
Kommissionen soll zudem sichergestellt werden, dass aktives Wissen und tagesaktuelle
Expertise in die Diskussion miteinfliesse. Bigler zweifelte in der Ratsdebatte den Nutzen
dieser Gremien für die Verwaltung an, weil es sich beim Wissensaustausch viel eher um
"Plauderstündchen" handle. 
Bundeskanzler Walter Thurnherr, der die ablehnende Haltung des Bundesrats letztlich
erfolglos vertrat, wies darauf hin, dass die Kosten mit CHF 300 bis 500 Taggeld nicht
hoch seien und man mit Streichungen von Kommissionen nicht viel einsparen könne.
Zudem mache es sich der Motionär zu einfach, wenn er die Reduktion der Zahl der
Kommissionen fordere. Es sei nicht einfach zu entscheiden, welche Kommissionen
genau es nicht mehr brauchen würde. Doppelspurigkeiten gebe es zudem im ganzen
System. Diese würden aber eben auch mithelfen, am Schluss eine tragfähige und
mehrheitsfähige Lösung zu finden. Bei den Alterslimiten wies der Bundeskanzler auf die
Schwierigkeit bei der Suche nach Mitgliedern für diese eher schlecht bezahlten Ämter
hin, die mit solchen Limiten noch zusätzlich erhöht würde. Zudem sei man auch erst ab
einem bestimmten Alter ungebunden, was eine Bedingung für den Einsitz in
ausserparlamentarischen Kommissionen sei. Die Ratsrechte, unterstützt von der BDP,
vier CVP-Stimmen und einer GLP-Stimme, folgte allerdings den Argumenten des
Motionärs und überwies das Anliegen an den Ständerat. 13

MOTION
DATE: 16.03.2017
MARC BÜHLMANN

Die von der Motion Bigler (fdp, ZH) verlangte Beschränkung von
ausserparlamentarischen Kommissionen stiess in der Wintersession 2017 im Ständerat
auf taube Ohren. Die SPK-SR empfahl den Vorstoss mit 12 zu 1 Stimme zur Ablehnung.
Sie sprach sich insbesondere gegen eine pauschale Reduktion aus, da es Fachgremien
gebe, die explizit nicht in die Verwaltung integriert werden dürften – so etwa die
Prüfungskommission für Humanmedizin oder die Elektrizitätskommission.
Ausserparlamentarische Kommissionen erfüllten im Gegenteil eine wichtige
Kontrollfunktion gegenüber der Verwaltung. Eine Reduktion würde nicht zwingend zu
Einsparungen führen, obwohl die Zahl dieser Gremien freilich auf dem notwendigen
Minimum gehalten werden müsse, was periodische Prüfungen nötig mache. Die kleine
Kammer folgte dieser Argumentation und versenkte den Vorstoss. 14

MOTION
DATE: 06.12.2017
MARC BÜHLMANN
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Organisation de l’administration fédérale

Die Bundeskanzlei gab im Dezember einen Vorentwurf für eine Neugestaltung der
Regeln über die Einsetzung, Wahl und Arbeit der ausserparlamentarischen
Kommissionen (so genannte Expertenkommissionen) in die Vernehmlassung. Im
Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz (RVOG) soll die Pflicht verankert
werden, diese Kommissionen periodisch auf ihre Notwendigkeit, Aufgaben und
Zusammensetzung hin zu überprüfen. Oberstes Ziel der Reform ist eine Straffung des
Kommissionswesens und eine verbesserte Transparenz. Der Nationalrat lehnte eine
Motion Mörgeli (svp, ZH) (Mo. 05.3515) ab, welche eine jährliche Überprüfung dieser
Kommissionen verlangt hatte. Bereits im Frühjahr hatte der Bundesrat bekannt
gegeben, dass aufgrund einer ersten Sichtung auf rund jede Dritte der insgesamt 230
Expertenkommissionen verzichtet werden könnte. 15

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 12.12.2006
HANS HIRTER

Der Bundesrat legte dem Parlament seine Vorschläge für eine Neugestaltung der
Regeln über die Einsetzung, Wahl und Arbeit der ausserparlamentarischen
Kommissionen (so genannte Expertenkommissionen) vor. Er beantragte insbesondere,
im Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz (RVOG) festzuhalten, dass der
Bundesrat diese Kommissionen alle vier Jahre auf ihre Notwendigkeit, Aufgaben und
Zusammensetzung überprüft. Darüber hinaus soll er auch mehr Kompetenzen für eine
laufende Anpassung der Kommissionen an sich verändernde Bedürfnisse erhalten. Um
dem neuen Öffentlichkeitsprinzip der Verwaltung, aber auch
Datenschutzanforderungen zu genügen, soll die Verpflichtung zur Offenlegung von
Kosten, Entschädigungen und Interessenverflechtungen neu im Gesetz verankert
werden. Der Ständerat nahm einige kleinere, auch vom Bundesrat nicht bestrittene
Änderungen vor und hiess die Vorlage einstimmig gut. 16

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 17.12.2007
HANS HIRTER

Der Nationalrat hiess als Zweitrat die Neugestaltung der Regeln über die Einsetzung,
Wahl und Arbeit der ausserparlamentarischen Kommissionen (so genannte
Expertenkommissionen) gut. In Abweichung von der kleinen Kammer beschloss er, dass
für die Einsetzung von Kommissionen und die Wahl ihrer Mitglieder immer der
Gesamtbundesrat zuständig ist und er diese Aufgabe nicht an die Departemente
delegieren kann. Damit soll der Bundesrat in seiner Funktion als Führungsorgan
gegenüber den einzelnen Departementen gestärkt werden. Der Ständerat übernahm in
der Differenzbereinigung diese Version. Ein Antrag der Linken im Nationalrat, anstelle
einer „ausgewogenen“ Vertretung der Geschlechter eine Mindestquote von 40 Prozent
vorzuschreiben, scheiterte. 17

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 20.03.2008
HANS HIRTER

Im November hat der Bundesrat die Gesamterneuerungswahlen der
ausserparlamentarischen Kommissionen (so genannte Expertenkommissionen)
vorgenommen. Seit 2009 obliegt die Wahl der Mitglieder dieser Gremien dem
Bundesratskollegium. Die Amtsperiode der meisten Kommissionen endete am 31.
Dezember 2011 und die Regierung hatte so rund 1'700 Mitglieder neu zu bestimmen.
Gleichzeitig hat der Bundesrat, aufgrund der gesetzlich vorgeschriebenen Überprüfung
der Aufgaben und Zusammensetzung dieser Kommissionen, deren Zahl von 138 auf neu
119 verkleinert. Die parlamentarische Initiative Lustenberger (cvp, LU), die eine adäquate
Vertretung von Parteien in diesen Fachgremien verlangt hätte, wurde von der grossen
Kammer mit 98 zu 73 Stimmen abgelehnt. Insbesondere die SVP hatte die Initiative
unterstützt, da sie befürchtete, dass Kommissionen, die politisch brisante Themen zu
bearbeiten hatten – die SVP verwies auf die Rassismuskommission – nicht objektiv
agierten. 18

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 12.12.2011
MARC BÜHLMANN

Martina Munz (sp, SH) stiess sich am Begriff Expertenkommission und forderte mit einer
Motion geschlechtergerechte Namen für Fachkommissionen. In der Tat könnten – so
der Bundesrat in seiner Antwort – «zusammengesetzte Wörter [...], deren erstes Glied
eine Personenbezeichnung ist, manchmal als nicht geschlechtergerecht empfunden [...]
werden». Es entspreche dem Sprachgesetz und den Empfehlungen des Bundes, dass
dies vermieden werden soll. Auch wenn es momentan lediglich vier
ausserparlamentarische Kommissionen gebe, die den Titel «Expertenkommission»
trügen, empfehle der Bundesrat die Motion zur Annahme und werde die vier erwähnten
Gremien anregen, bei nächster Gelegenheit den Namen zu ändern, etwa in den von der
Motionärin vorgeschlagenen Begriff «Fachkommission». Die zweite Forderung, nämlich

MOTION
DATE: 15.06.2018
MARC BÜHLMANN
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für eine ausgewogene Vertretung der Geschlechter innerhalb dieser Kommissionen zu
sorgen, erachtete die Regierung als bereits erfüllt, da entsprechende Massnahmen
schon seit einiger Zeit ergriffen worden seien und auch Früchte trugen. 
Normalerweise wird eine vom Bundesrat zur Annahme beantragte Motion
stillschweigend angenommen. Dies war allerdings hier nicht der Fall, weil der Vorstoss
von Natalie Rickli (svp, ZH) bekämpft wurde. Eine Diskussion über das Anliegen muss
nun also noch stattfinden. 19

In der Herbstsession kam die Motion Bigler (fdp, ZH), die eine Ausgabenreduktion beim
Beizug externer Expertise und Beratung verlangt, in den Ständerat. Dieser hatte eine
gleichlautende Motion Föhn (svp, SZ; Mo. 16.3489) zwar abgelehnt, musste sich jetzt
aber über die Motion des Zürcher Freisinnigen beugen, weil diese in der grossen
Kammer auf Zustimmung gestossen war.
Filippo Lombardi (cvp, TI) amtete als Kommissionssprecher und erklärte, dass sich die
SPK-SR mit einem Teil der Forderung der Motion anfreunden könne. Es sei nämlich in
der Tat manchmal besser, Wissen innerhalb der Verwaltung zu generieren, statt es von
aussen einzukaufen. Das von der Motion geforderte Ziel, die Zahl der externen Mandate
innerhalb von 5 Jahren um 40 Prozent zu reduzieren, erachte die Kommission hingegen
als «absolut unrealistisch». Man schlage deshalb neue Richtgrössen vor: Während
dreier Jahre solle pro Jahr eine Reduktion von je 4 Prozent angestrebt werden. Zudem
müsse man ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Personalausgaben und externen
Kosten im Auge behalten. Es könne ja nicht sein, dass intern Kosteneinsparungen
angestrebt würden, dadurch dann aber Wissen verloren ginge, das schliesslich extern
eingekauft werden müsse. Deshalb schlage die Kommission einen Richtwert vor:
Externe Beratungsmandate sollen nicht mehr kosten dürfen als 3 Prozent der
Personalausgaben. Dies sei aber – wohlgemerkt – lediglich eine Empfehlung. Eine
Minderheit der Kommission, vertreten durch Hans Stöckli (sp, BE), empfahl die
Ablehnung der Motion, da sich in der Zwischenzeit einiges getan habe und der
Bundesrat 2017 den wachsenden Kosten externer Mandate Gegensteuer gegeben habe.
In der Tat waren die Kosten für externe Beratung im Jahr 2017 im Vergleich zu 2016 um
12 Prozent reduziert worden. Man solle dies honorieren und nicht noch mehr
Kürzungen vornehmen, so der Berner Sozialdemokrat. Finanzminister Ueli Maurer hieb
in die gleiche Kerbe. Die Kosten für externe Beratung betrügen momentan 3.3 Prozent
der Personalausgaben. Man sei also praktisch dort, wo die modifizierte Motion es
verlange. Das Anliegen des Vorstosses, Wissen in der Bundesverwaltung zu behalten, sei
gut gemeint, die Verwaltung könne und wolle aber gar nicht alles selber wissen. Man sei
auf Dritt- und Fachmeinungen angewiesen. Es sei deshalb insgesamt nicht notwendig,
sich hier Fesseln anzulegen. 
Die Ratsmehrheit folgte allerdings ihrer Kommissionsmehrheit und hiess die
modifizierte Motion mit 29 zu 13 Stimmen (2 Enthaltungen) gut. Somit wird sich der
Nationalrat noch einmal damit beschäftigen müssen. 20

MOTION
DATE: 17.09.2018
MARC BÜHLMANN

Im Nationalrat fand die vom Ständerat modifizierte Motion Bigler (fdp, ZH) eine satte
128 zu 55 Stimmen-Mehrheit (4 Enthaltungen). Somit muss der Bundesrat in den
folgenden drei Jahren die Zahl der externen Beratungsmandate um 4 Prozent
reduzieren und sich an einem empfohlenen Richtwert orientieren, gemäss dem die
Kosten für externe Beratungsaufgaben 3 Prozent der Personalausgaben nicht
übersteigen sollten. Weder die Argumente der Minderheit der SPK-NR – etwa, dass
nicht gleichzeitig externe Mandate gekürzt, Personalstellen gedeckelt und der
Landesregierung immer wieder neue Aufgaben zugeschanzt werden könnten, wie
Cédric Wermuth (sp, AG) argumentierte –, noch jene von Bundesrat Ueli Maurer
stiessen auf genügend offene Ohren. Zu den geschlossenen SP- und GP-Fraktionen
gesellten sich total fünf Abweichler aus FDP, CVP und BDP. 21

MOTION
DATE: 12.03.2019
MARC BÜHLMANN

Die Bekämpfung der Motion von Martina Munz (sp, SH), mit der die Schaffhauser
Sozialdemokratin geschlechtergerechte Namen für Fachkommissionen gefordert
hätte, führte Mitte Juni 2020 zur Abschreibung der Motion, weil sie während zweier
Jahre nicht behandelt worden war. Der Bundesrat hätte den Vorstoss eigentlich zur
Annahme empfohlen – eine Qualifikation, die normalerweise zu einer stillschweigenden
Annahme in den Räten führt. Da das Begehren aber bekämpft worden war, hätte
eigentlich eine Diskussion darüber stattfinden müssen. Dies geschah aber auch deshalb
nicht, weil Natalie Rickli (svp, ZH), die die Motion ursprünglich bekämpft hatte, in der
Zwischenzeit aus dem Rat ausgeschieden war, aber Christian Wasserfallen (fdp, BE) und

MOTION
DATE: 19.06.2020
MARC BÜHLMANN
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Verena Herzog (svp, TG) die Bekämpfung übernommen hatten. 22

Bereits 2006 hatte die GPK-SR beim Beizug von externen Expertinnen und Experten in
der Bundesverwaltung Mängel festgestellt und den Bundesrat zu Reformen
aufgefordert. Weil die Kommission 2018 bei einer Nachkontrolle zwar Verbesserungen
festgestellt, aber auch Mängel bei der Umsetzung ihrer damaligen Empfehlungen
vermutet hatte, liess sie die PVK eine Kurzevaluation durchführen, die Mitte März 2020
vorgelegt wurde. Die Studie kam zum Schluss, dass «Dezemberfieber» und
«Hoflieferantentum» nicht generell ausgeschlossen werden könnten. Unter Ersterem
werden «nicht unbedingt notwendige Expertenaufträge» verstanden, die Ende Jahr
vergeben werden, um das laufende Budget auszuschöpfen. Von «Hoflieferantentum»
wird gesprochen, wenn stets die gleichen Expertinnen und Experten Aufträge erhalten.
Weiter kam die PVK-Evaluation zum Schluss, dass ein Controlling der Vergabe von
Mandaten schwierig sei, weil vor allem die Zuordnung von und Abgrenzung zwischen
effektiven Dienstleistungsaufträgen und politikorientierten Mandaten an Expertinnen
und Experten nicht klar sei. Es lasse sich deshalb nicht beurteilen, ob die Zahl von
Politikberatungsmandaten abgenommen habe, wie dies von der GPK-SR ursprünglich
gefordert worden war. Diese Mängel zeigten, so der Bericht, dass es nach wie vor
Schwächen bei der Erfassung und der Kontrolle von Mandaten gebe.

Gestützt auf die PVK-Evaluation gab die GPK-SR in ihrem Bericht vom Januar 2021
neuerliche Empfehlungen an den Bundesrat ab. Insbesondere müsse dieser dafür
sorgen, dass die Analyse von auffälligen Zahlungen Ende Jahr wirksamer und periodisch
wiederholt werde; dass Mechanismen eingeführt würden, mit denen unzweckmässige
Folgeaufträge entdeckt werden können; und dass die Kategorien für die Zuordnung zu
Dienstleistungsaufträgen bzw. politikorientierten Mandaten im Beschaffungswesen so
ausgestaltet würden, dass das Controlling vereinfacht werde.

Im März 2021 nahm der Bundesrat Stellung zu den Empfehlungen. Er lege grossen Wert
auf einen wirtschaftlichen Einsatz der Mittel und nehme die Weisungen der GPK-SR zur
Kenntnis. Allerdings würden ihm keine Hinweise für «Dezemberfieber» vorliegen und
auch im Bericht der PVK habe es keine Belege dafür gegeben. Er sehe deshalb davon ab,
«die knappen Ressourcen in die Suche nach diesem Phänomen zu investieren». Auch
für eine angemessene Überprüfung von «Hoflieferantentum» bestünden bereits
ausreichende Instrumente und Massnahmen. Auch hier lägen freilich «keine
Verdachtsmomente» vor, die eine noch genauere Prüfung rechtfertigen würden. Die
Beschaffungskategorien würden hingegen bereits seit Anfang Jahr laufend verfeinert
und den Bedürfnissen angepasst. 23

RAPPORT
DATE: 19.03.2021
MARC BÜHLMANN

In der Sommersession 2021, also rund zwei Jahre nach deren Annahme, schrieben
beide Kammern die Motion von Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH), mit der die Zahl der
externen Beratungsmandate um 4 Prozent reduziert und stattdessen Wissen innerhalb
der Verwaltung selber gesichert werden sollte, ab. Der Bundesrat hatte in seinem
Antrag zur Abschreibung betont, dass die geforderte Reduktion der Ausgaben für
externe Mandate in den Finanzplanjahren 2021 bis 2023 erfüllt sei. Zudem betrüge der
Anteil externer Mandate an den Personalausgaben in diesen Jahren drei Prozent oder
weniger. Indem gezielt Plattformen für Vernetzung und Austausch von
Verwaltungsmitarbeitenden geschaffen worden seien, sei auch das von der Motion
angestrebte Ziel der Wissenssicherung aktiv angegangen worden. 24

MOTION
DATE: 10.06.2021
MARC BÜHLMANN
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Personnel de l’administration fédérale

Auf der Liste der abzuschreibenden Postulate und Motionen im entsprechenden
Bericht von 2017 fand sich auch die Motion Gilli (gp, SG). Mit der Anpassung der
Regierungs- und Verwaltungsorganisationsverordnung (RVOV), mit der nicht nur
Mitglieder ausserparlamentarischer Kommissionen, sondern auch Kader der Anstalten
des Bundes ihre Interessenbindungen offenlegen müssen, erachte der Bundesrat die
Motion als erfüllt. Die Revision der RVOV war Anfang 2017 in Kraft getreten und auch die
Räte fanden, dass der ursprünglichen Idee damit Genüge getan sei. 25

MOTION
DATE: 28.09.2017
MARC BÜHLMANN

2014 hatte die GPK-SR in einem Bericht über externe Mitarbeitende der
Bundesverwaltung kritisiert, dass eine Strategie zur Anstellung externer Mitarbeitender
fehle. Rund 11 Prozent aller Verwaltungsmitarbeitenden seien Externe, die zudem meist
unangemessen und auf nicht öffentlich ausgeschriebene Stellen angestellt seien. Um
abzuklären, ob sich seit dem Bericht etwas gebessert habe, hatte die GPK-SR 2017 eine
Nachkontrolle angekündigt. Der entsprechende Bericht wurde Mitte November 2019
publiziert. Dort wurde festgehalten, dass sich hinsichtlich Strategie und Transparenz
einiges verbessert habe. So gebe es Weisungen zum Abschluss von
Personalverleihverträgen und im Budget sowie der Staatsrechnung seien Zahlen zu den
Kosten externer Mitarbeitender ausgewiesen. Allerdings bestehe nach wie vor ein
Verbesserungspotenzial, so der Bericht weiter. Es sei beispielsweise nicht nachprüfbar,
ob das Ziel von Einsparungen durch die Internalisierung von externen Mitarbeitenden in
die Bundesverwaltung erreicht worden sei. Insbesondere bei den Stellen, die eine hohe
Zahl Externer beschäftigten, brauche es Evaluationsinstrumente, um die Umsetzung der
Empfehlungen kontrollieren zu können. Der Einsatz externer Mitarbeitender solle
ferner ausdrücklich im Bundespersonalgesetz verankert werden. Um dieses Ziel
umzusetzen reichte die GPK-SR gleichzeitig mit der Veröffentlichung des Berichts eine
Motion ein. 
In seiner Stellungnahme beantragte der Bundesrat die Ablehnung dieser Motion, weil es
weder notwendig noch sachgerecht sei, gesetzliche Bestimmungen für eine Aufgabe
festzulegen, die jede Dienststelle selber regeln müsse und die den Bezug von
Dienstleistungen betreffe: Die meisten externen Mitarbeitenden würden nach Bedarf
und für spezifische Aufgaben mit Leihverträgen angestellt. Die Vorgaben des
Bundesrates, externes Personal nur dann anzustellen, wenn intern die Ressourcen oder
die Expertise nicht vorhanden sind, würden zudem mittlerweile adäquat umgesetzt:
Lediglich 3.4 Prozent der zwischen 2016 und 2018 aufgrund extern beschaffter
Dienstleistungen anfallenden Kosten seien auf Personalleihverträge zurückzuführen. Die
Regelung dieser Weisungen im Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz (RVOG)
genüge vollauf. 
In der ständerätlichen Debatte während der Frühjahrssession 2020 ging es schliesslich
um ebendiese Frage der rechtlichen Grundlage für den Personalverleih. Während sich
Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG) auf den Standpunkt stellte, dass das
Bundespersonalgesetz der richtige Ort für diese Regelung sei, setzte sich
Finanzminister Ueli Maurer für die bestehende Regelung im RVOG ein. Es handle sich
beim Personalverleih um eine externe Dienstleistung, die keiner zusätzlichen
gesetzlichen Grundlage bedürfe. Es sei zudem nicht nötig, für etwas eine Regelung zu
schaffen, das ohne Probleme funktioniere. Die Mehrheit des Rates sah dies allerdings
anders und nahm die Motion mit 32 zu 6 Stimmen bei 1 Enthaltung an. 26

MOTION
DATE: 03.03.2020
MARC BÜHLMANN

«Der Inhalt dieser Motion ist problematisch», eröffnete Finanzminister Ueli Maurer sein
Plädoyer gegen den Vorstoss der GPK-SR, die gesetzliche Grundlagen für den Einsatz
externer Mitarbeitender forderte. Für Personalleihverträge gelte das Regierungs- und
Verwaltungsorganisationsgesetz (RVOG) als Grundlage, so Maurer. Dies sei sachgerecht,
weil externes Personal ja nur befristet und zu den Bedingungen der jeweiligen Firma,
bei der es tätig sei, angestellt würde – und eben nicht zu Bedingungen des Bundes. Das
Bundespersonalgesetz, dessen Teilrevision von der Motion ja eigentlich gefordert
werde, sei folglich nicht der richtige Ort, um all die unterschiedlichen Bedingungen
externen Personals zu regeln. Darum würde mit der Annahme der Motion mehr
Unklarheit als Klarheit geschaffen. Die grosse Kammer war freilich – wie schon der
Ständerat zuvor – anderer Meinung und hiess die Motion mit 164 zu 9 Stimmen (3
Enthaltungen) deutlich gut. Die Kommissionssprecherinnen – Yvonne Feri (sp, AG) und
Isabelle Pasquier-Eichenberger (gp, GE) – hatten zuvor darauf hingewiesen, dass es aus
Sicht der GPK zweifelhaft sei, dass das RVOG ausreiche, um Personalleihverträge
auszustellen, bei denen externes Personal in einem Subordinationsverhältnis zum Bund

MOTION
DATE: 30.10.2020
MARC BÜHLMANN
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stehe. Diese «Pseudo-Mandate» müssten durch entsprechende gesetzliche Regelungen
verhindert werden. Den Auftrag dazu hatte der Bundesrat nun also von beiden
Kammern erhalten. 27

Mandat parlementaire

Mit dem neuen Parlamentsgesetz aus dem Jahre 2002 hatte das Parlament auch
strengere Regeln für die Unvereinbarkeit zwischen einem Parlamentsmandat und
Tätigkeiten für den Bund oder ihm nahe stehende Institutionen eingeführt. Diese
Bestimmungen, die erstmals in der neuen Legislatur nach den Nationalratswahlen vom
Herbst 2007 angewendet werden, galt es nun zu präzisieren. Die Büros der beiden
Ratskammern gaben zu Beginn des Berichtsjahres ihre Vorschläge für die detaillierte
Auslegung dieser Norm bekannt. Unvereinbar mit einem Parlamentsmandat sind
demnach alle Funktionen als Direktor, Geschäftsführer, Verwaltungs- oder
Stiftungsratsmitglied in Institutionen, welche vom Bund beaufsichtigt oder zu
mindestens 50% mitfinanziert werden, oder bei denen er sonst eine beherrschende
Stellung ausübt. Dazu gehören auch solche, die (wie etwa die Stiftung Schweizerischer
Nationalpark) nur ideellen Zwecken dienen. Die nicht abschliessende Liste zählt mehr
als 30 Institutionen auf, bei denen in Zukunft die Ausübung einer leitenden Funktion
nicht mehr mit einem Parlamentsmandat vereinbar sein wird. Darunter befinden sich
mehrere, welche in ihren Leitungsorganen bisher stets auch Parlamentarier aufwiesen
(u.a. Pro Helvetia, Nationalfonds, Post). Der Bundesrat war mit diesen neuen Regeln
einverstanden und schlug vor, für Parlamentsmitglieder auch die Tätigkeit in
ausserparlamentarischen Kommissionen (so genannte Expertenkommissionen) zu
verbieten. Der Ständerat hiess die neuen Unvereinbarkeitsregeln gut. Er änderte aber
den Antrag des Bundesrates in dem Sinne ab, dass der Ausschluss aus
Expertenkommissionen nur für Gremien mit Entscheidungsfunktionen, nicht aber für
solche mit reinen Beratungsfunktionen gelten soll. 28

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 20.12.2006
HANS HIRTER

Organisation du Parlement

Bereits in der Herbstsession 2020 nahm sich der Ständerat der im Juni 2020
eingereichten Motion von Hans Wicki (fdp, NW) an, der damit eine Institutionalisierung
der Reflektierung der Bundesrats-Entscheide in Krisenzeiten forderte. Mit der
Pandemie seien verschiedene Grundrechte eingeschränkt worden, über die
Gesetzmässigkeit und Verhältnismässigkeit der Notmassnahmen, die zu dieser
Einschränkung geführt hätten, sei aber erst im Nachhinein diskutiert worden,
argumentierte der Nidwaldner Freisinnige. Es habe sich gezeigt, dass die demokratische
Kontrolle insbesondere durch das Parlament während des Ausnahmezustandes nicht
funktioniert habe. Mit einem vom Bundesrat zu bestimmenden und vom Parlament
gewählten Gremium aus Vertreterinnen und Vertretern des Parlaments, der kantonalen
Regierungen, der Wissenschaft und der Wirtschaft würde auf der Basis seiner Motion
quasi ein «Challenging Partner» für den Bundesrat geschaffen, der dessen
notrechtlichen Entscheide in Krisenzeiten reflektieren würde. Damit gingen die
Kompetenzen eines solchen Gremiums über ein blosses Informationsrecht hinaus. 
In einer Krisensituation müsse primär rasch gehandelt werden können, gab der den
Bundesrat vertretende Bundeskanzler Walter Thurnherr zu bedenken. Wenn man Zeit
habe, ziehe man die Kantone und die parlamentarischen Kommissionen auch für
Notrechtsentscheidungen direkt mit ein. Aber zu Beginn einer Legislatur ein neues
Gremium zu schaffen, das dann im Falle einer Notsituation reflektieren würde, wäre der
Situation wohl weniger angemessen. Ein solcher Beirat wäre weniger geeignet als die
aktuelle klare Kompetenzenregelung, die dem Bundesrat dann Notrecht attestiere,
«wenn es nicht anders geht». Seiner Ansicht nach genüge es, wenn der Bundesrat dann
dieses Notrecht in vorgesehener Frist dem Parlament vorlegen müsse, so der
Bundeskanzler. Vielversprechender scheine ihm, mit Hilfe von Digitalisierung in solchen
Situationen den Einbezug der Kommissionen zu vereinfachen – wie dies die Motion von
Beat Rieder (cvp, VS; Mo. 20.3419) vorsehe. Mit 15 zu 22 Stimmen (0 Enthaltungen)
lehnte die kleine Kammer die Motion Wicki schliesslich ab. 29

MOTION
DATE: 26.08.2020
MARC BÜHLMANN
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Administration judiciare

Der Ständerat befasste sich als Erstrat in der Wintersession mit dem Geschäft. Da die
vorberatende Kommission mit dem Antrag, dass der Bundesrat die neuen Richter
wählen soll, überhaupt nicht einverstanden war, hatte sie einen Alternativvorschlag in
Form eines eigenständigen Gesetzes ausgearbeitet. Wahlbehörde für die neuen
Gerichte sollte gleich wie beim Bundesgericht die Vereinigte Bundesversammlung sein.
Um ihr die Arbeit zu erleichtern, sollte jedoch eine von der Bundesversammlung
gewählte Justizkommission, welche sich aus hoch qualifizierten Fachleuten
zusammensetzt, geschaffen werden. Diese hätte zuhanden der parlamentarischen
Richterwahlkommission die Ausschreibungen für vakante Stellen durchzuführen, die
Bewerbungsdossiers zu studieren und Wahlvorschläge zu machen. Zudem würde sie das
Parlament bei der Oberaufsicht über die Bundesgerichte unterstützen. Der Bundesrat
war mit diesem Vorschlag einverstanden, da eine Wahlvorbereitung durch eine
ausserparlamentarische Expertenkommission Gewähr für eine sorgfältige
Kandidatenauswahl biete. Bekämpft wurde der Antrag jedoch von Carlo Schmid (cvp,
AI), der in seinem Rückweisungsantrag vorschlug, auf diese Justizkommission zu
verzichten. Unbestritten sei zwar, dass die Bundesversammlung Wahl- und
Aufsichtsorgan auch für die neuen Gerichte sein soll. Um eine sorgfältige Auswahl der
Richter durch die Bundesversammlung zu gewährleisten, sollte aber gemäss Schmid
nicht eine Fachkommission gebildet, sondern die parlamentarische
Richterwahlkommission mit einem ständigen Sekretariat versehen werden. Seine Kritik
an der Schaffung einer Justizkommission begründete Schmid vor allem damit, dass
dieses Gremium, wegen seiner fachlich prominenten Zusammensetzung und seiner
hohen Legitimation infolge seiner Wahl durch die Bundesversammlung, in der Praxis
nicht Hilfsorgan, sondern eine mächtige eigenständige Institution sein würde. Schmids
Kritik konnte sich mit 22:18 Stimmen durchsetzen, und die vorberatende Kommission
wurde beauftragt, eine Vorlage zur Stärkung der Richterwahlkommission auszuarbeiten.
Bei der Beratung der Schaffung des Bundesstrafgerichts hielt sich der Ständerat
weitgehend an die Regierungsanträge (mit Ausnahme der oben dargestellten Frage des
Wahl- und Oberaufsichtsorgans). Die Beratungen zum Bundesverwaltungsgericht
wurden noch nicht aufgenommen.

Im Herbst lieferte der Bundesrat in einer Zusatzbotschaft auch noch seinen
Standortentscheid für die neuen Gerichte mit ihren rund 70 resp. 260 Arbeitsplätzen
nach. Er beantragte, das Bundesstrafgericht in Aarau und das
Bundesverwaltungsgericht in Freiburg anzusiedeln. Für Aarau sprach wegen der
erforderlichen häufigen Kontakte zur Bundsanwaltschaft in Bern die zentrale
Verkehrslage; für Freiburg die Tatsache, dass ein Teil des Personals der bisher in Bern
und Lausanne angesiedelten Rekurskommissionen übernommen wird und zudem die
Rekrutierung der gut 50 französischsprachigen Juristen und Juristinnen hier einfacher
sein wird als an einem Standort in der Deutschschweiz. Ursprünglich waren 21 mögliche
Standorte in acht Kantonen (AG, BE, BL, FR, LU, SG, SO und TG) evaluiert worden. In die
engere Auswahl gelangten dann die Städte Aarau, Freiburg, Olten, St. Gallen und
Solothurn (Zur Nichtberücksichtigung des Kantons Solothurn siehe auch die Antwort auf
eine Frage Rudolf Steiner (fdp, SO) (01.5139)). Die von Tessiner Parlamentariern
verlangte Ansiedelung eines der beiden Gerichte im Tessin erachtete der Bundesrat als
nicht sachgemäss, da zu viele Kriterien nicht erfüllt seien. Negativ seien vor allem die zu
periphere Lage sowohl für die meisten Prozessbeteiligten als auch für die
Personalrekrutierung sowie die grosse Distanz zu juristischen Universitätsfakultäten.
Insbesondere das Argument der dezentralen Lage wurde auch gegen den von vielen
Ostschweizer Politikern mit Nachdruck geforderten Standort St. Gallen vorgebracht.
Der Ständerat hat sich in seinen Beratungen in der Wintersession noch nicht zur
Standortfrage geäussert. 30

AUTRE
DATE: 06.12.2001
HANS HIRTER
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Elections et votations (organisation)

Weil sich die SPK-NR gegen die parlamentarische Initiative Rutz (svp, ZH)
ausgesprochen hatte, kam der Vorstoss in den Nationalrat. Rutz forderte, dass
ausserparlamentarische Kommissionen, die Bundesrat und Verwaltung beratend zur
Seite stehen, nur intern kommunizieren dürfen. Vor allem vor Volksabstimmungen und
vor Parlamentsdebatten seien Verlautbarungen dieser Kommissionen zu verbieten. In
der Debatte verwies Rutz etwa auf die Intervention der Eidgenössischen Kommission
für Tabakprävention, die sich im Dezember 2011 wenige Tage vor der entsprechenden
Parlamentsberatung in den Medien für die Annahme eines radikalen Rauchverbots
ausgesprochen habe oder auf die Eidgenössische Kommission gegen Rassismus, die im
Mai 2013 gegen die Asylgesetzrevision Stellung bezogen habe, obwohl der Bundesrat,
der von dieser Kommission ja eigentlich beraten werden soll, die Revision gutgeheissen
hatte. Die knappe Kommissionsmehrheit machte vergeblich geltend, dass der
Bundesrat für die Regelung der ausserparlamentarischen Kommissionen zuständig sei
und dass diese zum Meinungsbildungsprozess beitragen sollen. Die Mehrheit des
Nationalrates folgte nämlich den Argumenten des Initianten, der sekundiert von
Parteigenossen darauf pochte, dass die Kommunikation mit der Öffentlichkeit nicht
Aufgabe dieser Kommissionen sei. Die grosse Kammer gab der Initiative entsprechend
mit 95 zu 86 Stimmen bei 3 Enthaltungen Folge. Neben der geschlossenen SVP stimmte
auch fast die ganze CVP und die BDP und rund ein Drittel der FDP für Folge geben. 31

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 02.06.2014
MARC BÜHLMANN

Die parlamentarische Initiative Rutz (svp, ZH), die von der SPK-NR mit Stichentscheid
des Präsidenten zwar abgelehnt, der dann aber von der grossen Kammer Folge gegeben
wurde, stiess im Ständerat auf einhelligen Widerstand. Der Vorstoss verlangt einen
Maulkorb für ausserparlamentarische Kommissionen, insbesondere vor
Volksabstimmungen zu Themen, die diese Kommissionen betreffen. Die SPK-SR
beantragte einstimmig, dem Vorstoss keine Folge zu geben. Auf der einen Seite
bestünden insbesondere mit der im Januar 2015 in Kraft getretenen, revidierten
Regierungs- und Verwaltungsorganisationsverordnung (RVOV) genügend Möglichkeiten,
die Kommunikationstätigkeit dieser Kommissionen auf dem Verordnungs- oder
Verfügungsweg spezifisch zu regeln. In der RVOV wird von ausserparlamentarischen
Kommissionen eine "gebotene Zurückhaltung" bei der Information der Öffentlichkeit zu
politischen Fragen verlangt. Ein spezifisches Gesetz würde hier also kaum Mehrwert
schaffen. Auf der anderen Seite – so die SPK-SR weiter – sollen sich diese Gremien
äussern dürfen, da es für die direktdemokratische Entscheidungsfindung hilfreich sei,
die Ansicht von Expertengruppen zu kennen: Auch – und insbesondere – wenn diese
von der Meinung des Bundesrates, der bekanntlich von ausserparlamentarischen
Kommissionen beraten wird, abweiche. Letzteres war Stein des Anstosses für den
Vorstoss von Gregor Rutz gewesen. Die kleine Kammer folgte diesen Argumenten
diskussionslos und gab der Initiative somit keine Folge. 32

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 17.06.2015
MARC BÜHLMANN

Economie

Politique économique

Politique économique

Hansjörg Knecht (udc, AG) a déposé une initiative parlementaire qui souhaite introduire
un mécanisme de rapport d'experts indépendants en amont du processus législatif. S'il
reconnaît l'importance de l'analyse d'impact de réglementation (AIR), il explique que ce
processus n'est effectif qu'au terme du processus législatif. Or, une analyse de la
qualité de la réglementation en amont de la consultation permettrait d'améliorer la
qualité de celle-ci. Une modification de la loi sur la consultation (LCo) introduirait des
rapports explicatifs d'indépendants lors des consultations. Ces rapports auraient
notamment pour objectif d'analyser les défaillances de marché, de clarifier les
objectifs, de vérifier le lien entre objectif et réglementation, d'attester du recours au
savoir-faire scientifique, de vérifier l'existence d'autres solutions et de contrôler
l'incitation à l'autoréglementation. La commission des institutions politiques du Conseil
national (CIP-CN) a adopté l'initiative par 13 voix contre 10. Les avantages d'une
évaluation précoce dans le processus législatif ont fait pencher la balance. Une
minorité a souligné le risque de bureaucratisation. Puis, la commission des institutions
politiques du Conseil des Etas (CIP-CE) a également adopté l'initiative par 6 voix contre
3 et 2 abstentions. De son côté, la CIP-CE a souligné l'importance d'un rapport
d'indépendants. 33

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 11.10.2018
GUILLAUME ZUMOFEN
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Le Conseil national a prolongé tacitement le délai de traitement de l'initiative
parlementaire sur l'analyse de la qualité de la réglementation en amont de la
consultation à la session de printemps 2023. La Commission des institutions politiques
(CIP-CN) recommandait la prolongation du délai de traitement par 13 voix contre 11. 34

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 19.03.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Infrastructure et environnement

Energie

Politique énergétique

La catastrophe de Tchernobyl en 1986 relança l'ensemble du processus d'un article
constitutionnel sur l'énergie. Lors de leur session spéciale, les Chambres repoussèrent
l'idée d'une loi sur l'électricité, arguant notamment de la nécessité ex ante d'une base
légale. Les débats sur ces deux thèmes débouchèrent sur l'élaboration d'un second
article ainsi que sur la création du Groupe d'experts sur les scénarios énergétiques
(GESE). En 1987, le gouvernement présenta la nouvelle norme. En février 1988, le GESE
soumit, après bien des vicissitudes, son compte rendu qui présentait notamment les
prémices, les possibilités et les conséquences du non-développement de l'énergie
nucléaire, voire de son abandon. En 1989, le parlement adopta la version soumise au
vote populaire de l'article constitutionnel. Celle-ci diffère peu de la version de 1983
mais renforce le rôle des cantons, octroie à la Confédération des compétences dans le
domaine des énergies renouvelables et abandonne la formulation potestative du
premier alinéa.

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 01.01.1990
BRIGITTE CARETTI

Les citoyens étaient appelés à se prononcer, dans ce domaine, pour la troisième fois en
sept ans. Le processus débuta en 1974 lorsque le Conseil fédéral institua, après le
premier choc pétrolier, une commission d'experts chargée de définir une conception
globale de l'énergie. En 1978, elle remit un rapport contenant trois principes: la
diversification de l'approvisionnement, le frein à la consommation par le truchement
des économies et la promotion des énergies renouvelables. Elle proposa également,
outre une taxe sur l'énergie, la création d'un article constitutionnel. En 1983, la
première version de ce dernier fut rejetée par le souverain, n'ayant pu obtenir la
double majorité (50,9% de oui mais 12 cantons opposés). En 1984, l'initiative populaire
«pour un approvisionnement en énergie sûr, économique et respectueux de
l'environnement» connut aussi l'échec en votation. 35

DÉBAT PUBLIC
DATE: 23.09.1990
BRIGITTE CARETTI

Transports et communications

Chemin de fer

Bezüglich der Linienführung einer neuen Nord-Süd-Verbindung durch die Schweiz
gingen die Meinungen nach wie vor auseinander, wobei Italien zusammen mit den
Ostschweizer Kantonen die Splügenvariante forcierte. Eine im Auftrag der
Ständeratskommission erstellte Expertise über die Realisierbarkeit eines «Alpen-Y» als
Alternative zu einem Splügen- oder Gotthard-Basistunnel kam zum Schluss, dass eine
solche Y-Linienführung sich gut in das bestehende und geplante europäische
Schienennetz einfügen würde. Nachdem der Bündner Standesvertreter Cavelty (cvp)
seine diesbezügliche parlamentarische Initiative zurückgezogen hatte, überwiesen
beide Räte gleichlautende Kommissionsmotionen. Danach sollen die
Entscheidungsgrundlagen für die neue Alpenbahntransversale unter Einbezug des Y-
Vorschlags und der Ausbaumöglichkeiten der Simplonlinie (siehe auch Mo. 85.490) so
aufgearbeitet werden, dass ein Baubeschluss im Anschluss an die parlamentarische
Verabschiedung der «Bahn 2000» gefällt werden kann. Der Bundesrat beauftragte in
der Folge eine Expertenkommission, die vier diskutierten Varianten bis Ende 1987
einer vergleichenden Analyse zu unterziehen. 36

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 18.12.1986
KATRIN HOLENSTEIN
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Protection de l'environnement

Mesure contre le bruit

Über die Lärmbekämpfung erstattete der Bundesrat im April einen besonderen
Bericht, wobei er parlamentarischen Vorstössen aus dem Jahre 1956 entsprach. Dem
Bericht wurde die 1963 veröffentlichte Expertise einer vom Bundesrat bestellten
Kommission zugrunde gelegt. ln Übereinstimmung mit dieser Expertise wurden eine
Revision des Luftfahrtgesetzes sowie neue Gesetze über die Typenprüfung von Bau-
und Landwirtschaftsmaschinen in Aussicht gestellt; weitere Vorschläge der Experten
wurden als entbehrlich bezeichnet. Für die vorgesehenen legislativen und
administrativen Massnahmen erklärte der Bundesrat mit den Experten die bestehende
Verfassungsgrundlage als genügend; immerhin liess er die Frage einer
Verfassungsrevision im Zusammenhang mit der Prüfung der neuen
Immissionsschutzmotion noch offen. (Dabei wurde speziell eine neue
Verfassungsgrundlage für den Schallschutz in Wohnbauten in Betracht gezogen; dem
Bedürfnis nach einem solchen Schutz soll einstweilen durch entsprechende
Bedingungen für die Wohnbausubventionen Rechnung getragen werden.) Er wies
ausserdem auf die Notwendigkeit hin, gewisse Probleme der Lärmbekämpfung auf
internationaler Ebene zu lösen, und erwähnte entsprechende Studien und
Verhandlungen. Während der Ständerat vom ganzen Bericht zustimmend Kenntnis
nahm, griff der Nationalrat auf Antrag seiner Kommission den Expertenvorschlag für
eine besondere Bundeszentralstelle für Lärmbekämpfung wieder auf und überwies ein
dahingehendes Postulat.

NR Dürrenmatt (lib., BS) beklagte, dass mangelnde Energie der Kantone bei der
Durchführung einer ihnen obliegenden Aufgabe dazu Anlass gebe, nach einem
eidgenössischen «Antilärm-Vogt» zu rufen. 37

RAPPORT
DATE: 12.12.1966
PETER GILG

Politique de protection de l'environnement

Die Gesetzesvorbereitung erreichte noch vor dem Ausscheiden Bundesrat Tschudis aus
dem EDI ein erstes Ziel: eine im Frühjahr eingesetzte Expertenkommission unter dem
Vorsitz Nationalrat Schürmanns (cvp, SO) unterbreitete dem Departement einen
Vorentwurf. Dieser ging vom Grundsatz aus, dass der Verursacher für bewirkte Schäden
haftbar sei (Verursacherprinzip), und sah die Festlegung von Richtwerten für die
Zulässigkeit von Immissionen vor, ferner eine Bewilligungs-, Versicherungs- und
Abgabepflicht für umweltbelastende Anlagen. Verschiedene parlamentarische
Vorstösse versuchten auf die Gesetzgebungsarbeiten einzuwirken. Beide Räte
unterstützten eine Motion von Nationalrat J. Bächtold (ldu, BE; Mo. 11117), nach der die
Belastbarkeit des Lebensraumes und das Ausmass des zulässigen wirtschaftlichen und
demographischen Wachstums festgestellt werden sollte. Weiter ging Nationalrat Oehen
(na, BE; Po. 11615) der eine Überprüfung der ganzen Bundesverfassung auf ihre
Vereinbarkeit mit den Erfordernissen der Umwelterhaltung sowie die Ausarbeitung von
Richtlinien für eine umweltkonforme Gesetzgebung und Rechtsprechung postulierte.
Ständerat Jauslin (fdp, BL) drang in einer Motion (Mo. 11736) auf die rasche Aufstellung
eines Operation Research-Modells, aufgrund dessen die Zusammenhänge zwischen den
verschiedenen erforderlichen Umweltschutzmassnahmen und ihren Auswirkungen
beurteilt und die Prioritäten gesetzt werden könnten; der Vorstoss scheiterte jedoch
daran, dass sein Urheber ihn nicht in ein Postulat umwandeln wollte. Ständerat F.
Muheim (cvp, UR; Po. 11677) plädierte schliesslich dafür, dass der Umweltschutz durch
systemimmanente Massnahmen in die Marktwirtschaft integriert werde. 38

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 12.12.1973
PETER GILG

Zum erwähnten Vorentwurf gingen schliesslich rund 140 Stellungnahmen ein, in
welchen meist Skepsis und Ablehnung zum Ausdruck gebracht wurde. So erklärten sich
beispielsweise die kantonalen Baudirektoren vom Entwurf «in keiner Weise befriedigt».
Positiv äusserten sich lediglich die Umweltschutz-Organisationen und der
Christlichnationale Gewerkschaftsbund. Prof. Leo Schürmann wies als Vorsitzender der
für den Entwurf verantwortlichen Expertenkommission vor allem darauf hin, dass es
gegolten habe, dem umfassenden, 1971 vom Volk mit überwältigender Mehrheit erteilten
Verfassungsauftrag nachzukommen. Eine Verfassung sei kein Parteiprogramm; es
komme ihr normative Kraft zu. Demgegenüber ging das Eidgenössische Amt für
Umweltschutz, das vom EDI beauftragt wurde, den gesamten Fragenkomplex neu zu
bearbeiten, nicht mehr vom Verfassungsauftrag, sondern von den einzelnen konkreten
Problemkreisen aus. Zwölf Arbeitsgruppen befassten sich mit verschiedenen

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 12.09.1975
ERNST FRISCHKNECHT
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Teilbereichen. Bisher unbeantwortet blieb die Frage, ob einem Gesamtgesetz oder
einer Teilgesetzlösung der Vorzug zu geben sei. Diese Frage liess auch ein
umfangreiches Gutachten von Prof. Thomas Fleiner offen, welches die
Verfassungsmässigkeit des Vorentwurfs abklärte. Die Expertise hielt fest, dass dessen
generelle Anlage der Verfassung entspreche, und entkräftete damit den mehrfach
erhobenen Einwand, dass der Vorentwurf weitgehend losgelöst von
verfassungsrechtlichen Überlegungen ausgearbeitet worden sei. 39

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport

Politique de la santé

Eine neu entdeckte Gesundheitsgefährdung droht aus der Umwelt. Wie eine vom
Bundesrat eingesetzte Expertengruppe nach fünfjähriger Arbeit darlegte, herrschen in
rund 10'000 Häusern in der Schweiz – vor allem im Bündner Oberland, in den Bündner
Südtälern, in den Karstgebieten des westlichen Juras und in einigen Gemeinden des
Tessins – zu hohe Radonwerte, welche beim Zerfall von natürlichem Uran im Boden
entstehen. Diese Zerfallsprodukte führen zu einer Bestrahlung der Atmungsorgane und
damit zu einem erhöhten Krebsrisiko. In der Schweiz ist Radon für 40 Prozent der
mittleren Strahlenbelastung der Menschen verantwortlich. In den am stärksten
betroffenen Gebieten erreicht die Radongaskonzentration in einzelnen Häusern mit
über 1'000 Becquerel pro Kubikmeter ein Niveau, das als äusserst
gesundheitsgefährdend betrachtet werden muss. 40

RAPPORT
DATE: 11.04.1992
MARIANNE BENTELI

Recherche médicale

Le Conseil fédéral a chargé le DFJP d'élaborer un contreprojet direct à l'initiative
populaire lancée par le périodique Beobachter «Contre l'application abusive des
techniques de reproduction et de manipulation génétique à l'espèce humaine». Celle-
ci vise d'une part à empêcher certaines méthodes de procréation artificielle telles la
fécondation in vitro ou les mères porteuses et, d'autre part, à interdire les
manipulations sur le matériel génétique humain et exige de la Confédération qu'elle
édicte des prescriptions dans ces deux domaines afin d'éviter des législations
cantonales disparates. En opposant un contreprojet, le Conseil fédéral a manifesté sa
volonté de régler en détail ce domaine. En effet, il a reproché aux initiants d'avoir
présenté un texte trop général et trop restrictif dans ses interdictions. Le
gouvernement souhaite également étendre la loi aux manipulations génétiques sur les
animaux et les plantes. Pour élaborer le futur message, le gouvernement s'inspirera des
conclusions d'une commission d'experts (Commission Amstad) qu'il avait mandatée
pour étudier les aspects sociaux, juridiques et éthiques des nouvelles méthodes de la
médecine de la reproduction. Même si aucun langage commun n'a pu être trouvé, une
majorité est toutefois tombée d'accord pour admettre, sous certaines réserves, la
fécondation in vitro, les transferts d'embryons et le don de sperme destiné à
l'insémination artificielle hétérologue. Par contre, elle a rejeté le recours aux mères
porteuses et s'est prononcée pour l'interdiction de tous les procédés visant à
sélectionner des embryons en fonction de leur sexe ou d'autres caractéristiques,
contre les interventions sur le processus de formation des ovules ou des
spermatozoïdes et l'expérimentation sur embryon. Elle a estime indispensable
l'introduction d'une disposition constitutionnelle pour soumettre les techniques de
procréation artificielle à des prescriptions légales afin d'éviter les abus. A peine
rendues publiques, ces conclusions ont soulevé un vent de critiques, tant dans les
milieux féministes qu'au sein des partisans du droit à la vie qui, tous deux, les jugent
trop libérales. 41

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 09.11.1988
STÉPHANE HOFMANN
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Groupes sociaux

Femmes et politique de parité

Die Antwort auf eine einfache Anfrage Hubacher (sp, BS) zur Zusammensetzung der vom
Bundesrat oder den Departementschefs eingesetzten Expertenkommissionen
bestätigte einmal mehr die krasse Untervertretung der Frauen in diesen wichtigen
Gremien: von den 370 ständigen ausserparlamentarischen Kommissionen wurden nur
gerade 15 (4%) von Frauen präsidiert, bei den Mitgliedern betrug der Frauenanteil 8
Prozent. Diese Auskunft des Bundesrates bewog Hubacher, ein in der Herbstsession
überwiesenes Postulat einzureichen, welches den Bundesrat ersucht, ein Szenario
vorzulegen, wie in diesen Kommissionen der Frauenanteil bis zum Jubiläumsjahr auf
mindestens 25 Prozent und bis 1995 auf 50 Prozent erhöht werden könne. 42

POSTULAT
DATE: 31.05.1989
MARIANNE BENTELI

Enfants et jeunesse

In der Jugendpolitik löste das Vernehmlassungsverfahren des EDI zum 1973 publizierten
«Jugendbericht» ein starkes Echo aus. Über 60 Stellungnahmen — darunter einige sehr
gewichtige Dokumente — zeugten von einer breiten und offen geführten
Auseinandersetzung. Eine eigentliche Grundwelle jugendpolitischer Diskussion in der
Schweizer Jugend sei freilich nicht ausgelöst worden, stellte die Schweizerische
Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbände fest. Der Bericht der Studiengruppe fand im
allgemeinen eine gute Aufnahme. Kritische Stimmen wie jene der SVP äusserten jedoch
Skepsis gegenüber den Möglichkeiten behördlicher Massnahmen. Mehrheitlich
abgelehnt wurde die Schaffung der Stelle eines Delegierten für Jugendfragen, dessen
Funktionen nach der Ansicht vieler Eingaben von einer Jugendkommission besser
erfüllt werden könnten. Während das EDI zuhanden des Bundesrates Vorschläge für das
weitere Vorgehen ausarbeitete, wurden auch auf kantonaler und kommunaler Ebene
jugendpolitische Initiativen ergriffen. 43

DÉBAT PUBLIC
DATE: 13.11.1974
OSCAR ZOSSO

Enseignement, culture et médias

Culture, langues, églises

Politique culturelle

Dem Verlangen nach einer wirksameren Kulturpolitik des Bundes entsprach der
Bundesrat mit der Ernennung einer Expertenkommission, der es obliegt, einen Bericht
über den Stand der Kultur und Vorschläge für die weitere Ausgestaltung der
Kulturpolitik auf allen Stufen (Gemeinde, Kanton, Bund) auszuarbeiten. In
verschiedenen Auseinandersetzungen wurde jedoch deutlich, dass die Ansprüche, die
an eine öffentliche Kulturförderung gestellt werden, stark auseinandergehen. So
kritisierte Friedrich Dürrenmatt das schweizerische Theaterwesen und verlangte
weniger, dafür qualitativ höherstehende Theaterproduktionen, die vermehrt zwischen
den Städten auszutauschen wären. Ein Protest der Gesellschaft der Schweizerischen
Dramatiker (GSV) gegen abschätzige Äusserungen des Direktors des Zürcher
Schauspielhauses über die schweizerische dramatische Produktion sowie die
Forderung, die subventionierten Bühnen sollten zur Aufführung schweizerischer Werke
verpflichtet werden, rief einer heftigen Diskussion. Eine Ausstellung in der Berner
Kunsthalle, die internationales Interesse erregte, wegen ihrer Neuartigkeit aber auch
viele schockierte, löste eine Diskussion über die Frage aus, ob und wieweit die
Behörden die Programme subventionierter Kulturinstitute beeinflussen sollten. Trotz
den bestehenden Schwierigkeiten war in einzelnen Kantonen das Bestreben erkennbar,
die kulturpolitische Tätigkeit zu verstärken. Die Zürcher stimmten dem Gesetz über die
Förderung des kulturellen Lebens zu, und in Bern wurde bei der Reorganisation der
Erziehungsdirektion eine Abteilung Kulturelles geschaffen.

Die Bemühungen um eine Förderung des einheimischen Filmschaffens wurden
fortgeführt. Dem Begehren nach einer Revision des eidgenössischen Filmgesetzes
entsprach der Bundesrat mit einer Vorlage, nach der nicht nur Dokumentar-, Kultur-
und Erziehungsfilme, sondern auch Spielfilme durch Bundesbeiträge unterstützt
werden können (BRG 10 274). Abweichend vom Antrag des Bundesrates sprach sich das
Parlament für eine unbefristete Unterstützung der schweizerischen Filmwochenschau
aus, um die eingeleiteten Reformbestrebungen nicht zu gefährden. Die
Gesetzesrevision wurde von den eidgenössischen Räten angenommen. Auf dem Gebiet

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 23.05.1969
RUTH GULLO
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der kulturellen Aussenpolitik sind verschiedene von der Stiftung Pro Helvetia
organisierte Ausstellungen zu erwähnen: eine Wanderausstellung schweizerischer
Volkskunst in den USA und in Kanada, die 1968 in der Sowjetunion gezeigte
Architekturausstellung in Rumänien und eine Ausstellung schweizerischer Bücher in der
Tschechoslowakei. Rechtliche und finanzielle Schwierigkeiten veranlassten den
Bundesrat, auf die Erbschaft des Florentiner Kunstsammlers Ugo Bardini zu
verzichten. 44

In der Kulturpolitik übte der Bund weiterhin grosse Zurückhaltung; das
Schwergewicht der Aktivität lag bei Gemeinden und Kantonen. Wohl konstituierte sich
die eidgenössische Expertenkommission für Fragen der schweizerischen Kulturpolitik
(Kommission Clottu); von ihrer Tätigkeit drang indessen wenig an die Öffentlichkeit.
Durch von den eidgenössischen Räten bewilligte Subventionserhöhungen an Pro
Helvetia und an die Stiftung Schweizer Volksbibliothek (SVB) unterstrich der Bund sein
Interesse für kulturelle Belange. Im Frühling konnte mit der Sammlung am Römerholz,
die Meisterwerke europäischer Malerei im Privathaus des Kunstmäzens zeigt, dem
Publikum ein Legat von Oskar Reinhart an die Eidgenossenschaft zugänglich gemacht
werden: 

Die Frage nach der Stellung der Kulturschaffenden und nach der Funktion des
Theaters in der modernen Gesellschaft rief Diskussionen auf gesamtschweizerischer
Ebene hervor. Eine Auseinandersetzung über die Frage, ob sich der einzelne
Schriftsteller wie auch seine Organisation politisch engagieren müsse, löste im
Schweizerischen Schriftstellerverband (SSV) eine Krise aus, die zur Demission von 22
Mitgliedern (darunter Friedrich Dürrenmatt und Max Frisch) führte. Eine Minderheit,
welche die Frage bejahte, fühlte sich durch den Verbandspräsidenten wegen seiner
aktiven Mitarbeit an der französischen Fassung des Zivilverteidigungsbuchs nicht mehr
repräsentiert. Zahlreiche Schwierigkeiten an städtischen Bühnen, insbesondere der
zunehmende Besucherschwund, riefen nach einer Besinnung auf die Aufgaben
modernen Theaters. Eine Tagung von Sachverständigen im Stapferhaus sprach den
Wunsch aus, dass Pro Helvetia die Organisation einer permanenten Theaterkonferenz
übernehmen solle.

Mit der Inkraftsetzung des revidierten Filmgesetzes war es erstmals möglich,
Bundesbeiträge an Spielfilme auszurichten. Dabei gab die Auszeichnung des Films
«Krawall» zu einer Kritik im Nationalrat Anlass. Der Bundesrat befürwortete die
Förderungswürdigkeit auch von Filmen, die die staatliche und gesellschaftliche
Ordnung zur Diskussion stellen. Vorstösse, die sich mit einer weitergehenden
Filmförderung befassten, überwies der Bundesrat der Kommission Clottu zur Prüfung.
Dieses Thema wurde in den Motionen der Nationalräte Rasser (LdU, AG) (Mo. 10372) und
Ziegler (soz., GE) (Mo. 10189), welche an den Nationalrat als Postulate eingereicht
wurden, aufgegriffen. In der Diskussion um eine Aufhebung der Filmzensur wirkte ein
Bundesgerichtsentscheid richtungweisend (BGE 96 IV 64). Er betraf den Kanton Bern,
der zwar keine Filmzensur kennt, in dem jedoch das Obergericht den schwedischen
Sexfilm «Ich bin neugierig» aufgrund einer Strafklage verboten hatte; das
Bundesgericht gab den beanstandeten Streifen zur Vorführung frei. Der aargauische
Regierungsrat hob die Verordnung über die Vorführung von Filmen und damit die
Filmzensur formell auf, und die Zürcher stimmten dem neuen Filmgesetz, das als
Gegenvorschlag zu einer Initiative gegen die Filmzensur ausgearbeitet worden war,
deutlich zu. Der Luzerner Grosse Rat hiess ein neues Lichtspielgesetz, das keine
Zensurvorschriften mehr enthält, in erster Lesung gut. Auseinandersetzungen ergaben
sich aus dem wachsenden Angebot pornographischer Schriften; behördliche
Massnahmen, auch solche des Jugendschutzes, stiessen verschiedentlich auf
Ablehnung. 45
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Eglises et questions religieuses

Die Diskussion, ob die Kirchen sich politisch engagieren sollten, wurde durch den
Beschluss des Weltkirchenrates (ÖRK) angeregt, an Organisationen, die den
Rassismus bekämpfen, Beiträge auszurichten. Dass auch die interkonfessionelle
Konferenz «Schweiz – Dritte Welt», die während zweier Tagungen ein Konzept
schweizerischer Entwicklungspolitik zu erarbeiten versuchte, beschloss, den
Weltkirchenrat in seinem Kampf gegen den Rassismus zu unterstützen, stiess in weiten
Kreisen auf Ablehnung. Im Herbst veröffentlichte die schweizerische Bischofskonferenz
(SBK) Richtlinien zum Mischehendekret des Papstes, die wegen ihres offenen und
ökumenischen Inhalts von der protestantischen Kirche günstig aufgenommen wurden;
diese erklärte sich zu weiteren Gesprächen bereit. Die eidgenössischen Räte
ermächtigten den Bundesrat, die mit dem Heiligen Stuhl abgeschlossene Vereinbarung
über die Abtrennung der Apostolischen Administratur des Tessins vom Bistum Basel
und ihre Umwandlung in ein Bistum zu ratifizieren. Ein Schritt zur Annäherung der
Rechtsstellung der fast einen Drittel der Bevölkerung umfassenden katholischen Kirche
an die protestantische vollzog der Kanton Waadt. Das neue Katholiken-Statut wurde
trotz starker Opposition insbesondere der Sozialdemokraten, die sich gegen die
Staatskirche aussprachen, in der Volksabstimmung angenommen. Ferner blieb die
Revision der konfessionellen Ausnahmeartikel während des ganzen Jahres im Stadium
der Diskussion. 46

DÉBAT PUBLIC
DATE: 03.12.1970
RUTH GULLO

Droit d'auteur

Höhere Wogen schlug die Botschaft des Bundesrates für ein totalrevidiertes
Bundesgesetz über das Urheberrecht. Obgleich der eher autorenfreundliche Entwurf
der Expertenkommission in der Vernehmlassung grundsätzlich nicht schlecht
aufgenommen worden war – einzig die FDP verhielt sich deutlich ablehnend –, hatte
der Bundesrat die Verwaltung angewiesen, noch einmal über die Bücher zu gehen. Der
neue Gesetzesvorschlag, der erwarteterweise auch Computerprogramme dem
Urheberrecht unterstellt, während für die Halbleiter-Topographien («Chips») ein
separater Gesetzesentwurf ausgearbeitet wurde, entschied nun in den beiden
neuralgischsten Punkten – Massennutzung und rechtliche Stellung des Arbeitnehmers –
deutlich zugunsten der Werknutzer und der Produzenten und gegen die Urheber.

Es war deshalb nicht verwunderlich, dass die FDP sogleich nach Veröffentlichung der
Botschaft ihre Genugtuung über den neuen Gesetzesentwurf kundtat. Die
Arbeitsgemeinschaft der Urheber (AGU) zeigte sich hingegen empört über den
Entwurf des Bundesrates. Der Entscheid, die Massennutzung zum privaten Gebrauch
weiterhin gebührenfrei zu halten – also keine Abgaben für Kopiergeräte oder
Leerkassetten einzuführen, wie dies die meisten europäischen Länder bereits getan
haben –, und die arbeitgeberfreundliche Korrektur bei der Rechtszuordnung an
Werken, die im Arbeitsvertrag oder unter der Verantwortung eines Produzenten
geschaffen werden, wurde von der AGU als Affront empfunden. In den folgenden
Wochen und Monaten gelangten Kulturschaffende aller Sparten immer wieder an die
Öffentlichkeit. Im November stiegen sie dann gemeinsam auf die Barrikaden: In einer
vielbeachteten Pressekonferenz griffen die Vertreter der 18 in der AGU
zusammengeschlossenen Organisationen die Haltung des Bundesrates mit harten
Worten an – von «reinem Zynismus» und von einer «kalten Enteignung der Urheber»
war da die Rede – und sie drohten mit dem Referendum, falls das Parlament das Gesetz
in der vorliegenden Form verabschieden sollte. 47
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Langues

Ganz ohne Widerstand passieren sprachpolitische Anliegen auch im Parlament nicht
immer. So verweigerten bei der Behandlung der Regierungsrichtlinien 1987–91
Westschweizer Ständeräte ihre Zustimmung zur Absicht, in dieser Legislaturperiode
eine Neufassung des Sprachenartikels in der Bundesverfassung (BV) zur Abstimmung zu
bringen. Obwohl eine entsprechende Motion der Bündner Nationalräte, welche eine
Stärkung des Rätoromanischen verlangt, 1985 überwiesen worden war, betrachteten die
erwähnten Ständeräte nun die Mundartwelle in der Deutschschweiz als weit
gravierenderes Sprachproblem und eine Teilrevision der Bundesverfassung als
übertriebenen Aufwand. Mit 30:10 Stimmen wurde ihr Streichungsantrag abgelehnt. Der
Bericht der Expertenkommission, die einen neuen Sprachenartikel vorschlagen soll,
verzögerte sich indessen, da ihr insbesondere die Suche nach einer angemessenen
Berücksichtigung des Territorialprinzips Schwierigkeiten bereitet. Der Einsicht, dass ein
abgegrenztes Sprachgebiet die Grundlage für den Erhalt des Rätoromanischen wäre,
steht das Prinzip der Gemeindeautonomie entgegen, das möglichst nicht angetastet
werden sollte. 48

MOTION
DATE: 20.06.1988
LUZIUS MEYER

Ende 2012 hatte der Bundesrat einen Bericht über die Vertretung der Geschlechter
und Sprachgruppen in ausserparlamentarischen Kommissionen veröffentlicht. Zur
Förderung einer ausgewogenen Vertretung in diesen Gremien empfahl der Bundesrat
verschiedene Massnahmen zur Beseitigung von Ungleichheiten, lehnte jedoch sowohl
eine Aufweichung als auch eine Verschärfung der Vorgaben betreffend Repräsentation
von Geschlechtern und Sprachgemeinschaften in den Kommissionen ausdrücklich ab.
Ebendieser Bericht bewegte die Staatspolitische Kommission des Nationalrats (SPK-N)
im aktuellen Jahr zur Einreichung eines Postulats, worin sie den Bundesrat aufforderte,
den bestehenden Bericht mit einer aktiveren Strategie zu versehen. Um eine
ausgeglichenere Vertretung zu erreichen, sollten zudem alle Kommissionen zur
Umsetzung der vorgeschlagenen Massnahmen verpflichtet werden. Die SPK-N forderte
zur Vollstreckung der Massnahmen eine entscheidende Rolle für den Delegierten für
Mehrsprachigkeit und beauftragte den Bundesrat zu prüfen, ob nicht private Firmen
mit der Rekrutierung von Frauen und Personen aus der lateinischen Schweiz betraut
werden könnten. In seiner Antwort zum Vorstoss führte der Bundesrat aus, dass er die
bereits verabschiedeten Massnahmen momentan als ausreichend erachte. Es sei der
Evaluationsbericht der Gesamterneuerungswahlen 2015 abzuwarten, bevor weitere
Massnahmen beschlossen werden sollten. Gremien, die bei den nächsten Wahlen keine
ausgewogene Vertretung erreichen werden, werden angehalten, dem Bundesrat Bericht
über die aufgrund des bundesrätlichen Berichts bereits getroffenen Massnahmen zu
erstatten. In diesem Sinne beantragte er das Postulat zur Ablehnung. Die SPK gab sich
mit dieser Antwort nicht zufrieden und plädierte im Nationalrat weiterhin auf Annahme.
Die Respektierung von Minderheiten sei von essenzieller Wichtigkeit für die
Aufrechterhaltung der Solidarität zwischen den Sprachregionen in der Schweiz. Gegen
diese Argumente kam auch Bundeskanzlerin Corina Casanova mit ihren Ausführungen
nicht an. Der Nationalrat überwies das Postulat beinahe geschlossen mit 162 zu 5
abweichenden Stimmen aus der SVP. 49

POSTULAT
DATE: 12.06.2013
MARLÈNE GERBER

Das im Sommer 2013 vom Nationalrat angenommene Postulat der SPK-NR, welches eine
aktivere Strategie für die bereits bestehenden Massnahmen zur Verbesserung der
Vertretung der Geschlechter und Sprachgemeinschaften in ausserparlamentarischen
Kommissionen forderte, wurde vom Bundesrat als erfüllt betrachtet und zur
Abschreibung beantragt. 
Im Vorfeld der nationalrätlichen Abstimmung hatte der Bundesrat den Vorstoss zur
Ablehnung unterbreitet, da die zu diesem Zeitpunkt bereits verabschiedeten
Massnahmen für ausreichend erachtet worden waren und – für allfällige Beschlüsse zu
weiteren Massnahmen – der Evaluationsbericht zu den Gesamterneuerungswahlen 2015
abgewartet werden wollte. Dieser Bericht habe nun gezeigt, dass die vom Bundesrat
ergriffenen Massnahmen greifen würden und bereits erste Verbesserungen hätten
erzielt werden können. Seit den letzten Gesamterneuerungswahlen habe sich der Anteil
der weiblichen Vertretung von 31.5% auf 39% erhöht, wobei sich die Zahl der
Kommissionen mit einem Frauenanteil von weniger als 30% sogar von 55 auf 25
reduziert habe. Die Vertretung der nicht-deutschsprachigen Sprachgemeinschaften
konnte indes um 4 Prozentpunkte auf 35% gesteigert werden. Daher seien zur Zeit
seitens des Bundesrates diesbezüglich keine weiteren Massnahmen erforderlich und
das Geschäft könne als erledigt erachtet werden. 50

RAPPORT
DATE: 03.03.2017
MELIKE GÖKCE
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Eine Motion Engler (cvp, GR) beauftragt den Bundesrat – im Rahmen der
bevorstehenden Kulturbotschaft 2021–2024 – die mögliche Verankerung einer
ausserparlamentarischen Kommission für Sprachfragen im Sprachengesetz als Entwurf
vorzulegen. Die Kommission solle sich aus je drei Vertretern der vier Landessprachen
sowie drei Vertretern von Minderheitensprachen zusammensetzen. Sie solle sich der
Verständigung und des Austausches zwischen den Sprachregionen annehmen und den
Bundesrat in sprachpolitischen Fragen der Bundesebene beraten. 
Auch wenn die Sprachenpolitik grundsätzlich der kantonalen Aufgabenhoheit
unterliege, falle dem Bund – im Sinne von Art. 70 Abs. 3 BV – gerade die Förderung
ebendieser Verständigung und des Austausches zwischen den Sprachgemeinschaften
zu. Die Landes- und Minderheitensprachen seien ein zentraler Bestandteil der Schweiz
und ein identitätsstiftendes Merkmal dieser, was die grenzüberschreitende
Verständigung der Kantone zu einem wichtigen gesellschaftlichen Faktor mache. Eine
eigens für Sprachfragen gegründete Kommission könne somit das
Verantwortungsbewusstsein des Bundesrates aufzeigen und Fingerspitzengefühl im
Umgang mit unterschiedlichen Kantonalbedürfnissen fördern.
Der Bundesrat selbst beantragte die Ablehnung der Motion, da er zum einen bereits mit
der Kulturbotschaft 2016–2020 eine Reihe von sprachpolitischen Massnahmen
beschlossen habe, welche auch mit der folgenden Kulturbotschaft fortgeführt werden
sollen. Zum anderen verwies er auf die Motion Bigler (fdp, ZH) (16.3967), welche die
Anzahl der ausserparlamentarischen Kommissionen um ein Drittel reduzieren will und
bereits im März dieses Jahres in der grossen Kammer angenommen worden war. 
Die Abstimmung im Ständerat fiel äusserst knapp aus; mit 17 zu 16 Stimmen bei fünf
Enthaltungen sprach sich die Ständekammer für die Annahme der Motion aus und
überwies sie an den Nationalrat. 51

MOTION
DATE: 31.05.2017
MELIKE GÖKCE

Die im Frühjahr 2017 im Ständerat mit nur einer Stimme Differenz angenommene
Motion Engler (cvp, GR) wurde in der Wintersession desselben Jahres auch im
Nationalrat kritisch begutachtet. Mit der Annahme der Motion würde der Bundesrat
damit beauftragt werden, einen Entwurf für die Verankerung einer
ausserparlamentarischen Kommission für Sprachfragen im Sprachgesetz vorzulegen. 
Eine Mehrheit der WBK-NR hatte bereits in ihrem Bericht vom Oktober die Vorlage mit
13 zu elf Stimmen bei einer Enthaltung zur Ablehnung empfohlen und hielt auch
während der nationalrätlichen Debatte an ihren Erläuterungen fest. Der Grundsatz der
Motion stehe hierbei auch für die Kommissionsmehrheit nicht zur Diskussion: Die
Verständigung zwischen den verschiedenen Schweizer Sprachgruppen sei essenziell für
das Land und sei auch in der Vergangenheit durch verschiedentliche Massnahmen in
der Sprachpolitik zur Förderung von Minderheiten und Minderheitssprachen zur
Geltung gebracht worden. Ebendiese Massnahmen seien denn auch bereits gefestigte
Garanten im Engagement der Schweiz zur Umsetzung der Europäischen Charta der
Regional- oder Minderheitensprachen. Des Weiteren verfüge der Bundesrat bereits
heute über diverse Möglichkeiten, Experten beizuziehen und sich bei Bedarf mit den
betroffenen Kreisen zu koordinieren. Daher bestehe aus Sicht der Mehrheit der WBK-
NR kein Bedarf für eine entsprechende Fachkommission. 
Die Kommissionsminderheit betonte in ihrer Argumentation indes die integrative
Funktion einer solchen Einrichtung, da im Sinne einer Minderheitensprache eben nicht
nur die Landessprachen, sondern auch übrige Sprachen stetig unter Druck geraten
würden. Natürlich seien sich die Befürworterinnen und Befürworter der Motion im
Klaren darüber, dass in diesem Zusammenhang auch mit einigen Mehrkosten zu
rechnen sei. Nationalrat Maire (sp, NE) betonte aber, dass hinsichtlich der zahlreichen
Herausforderungen für die Schweiz durch die Mehrsprachigkeit und durch deren
multikulturelle Aspekte diese Mehrkosten an Gewicht verlieren würden. Der Nationalrat
sah sich aber von dieser Argumentation nicht überzeugt und stimmte dem Antrag der
Kommissionsmehrheit mit 100 zu 80 Stimmen bei zwei Enthaltungen zu, womit der
Auftrag an den Bundesrat nicht zustande kam. 52
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Médias

Radio et télévision

Radio und Fernsehen mit ihrem uneingeschränkten Ausstrahlungs- und
Beeinflussungsvermögen erregten weiterhin die öffentliche Aufmerksamkeit.
Behördenvertreter führten die Schwierigkeiten, die sich insbesondere in
Personalfragen ausdrückten, auf eine Wachstumskrise der Massenmedien zurück.
Demgegenüber machten mehrere Redner in einer Nationalratsdebatte im Juni, die sich
mit zahlreichen parlamentarischen Vorstössen zu Radio und Fernsehproblemen
befasste, ein strukturelles Ungenügen der Schweizerischen Radio- und
Fernsehgesellschaft (SRG) geltend. Die Sozialdemokraten riefen nach einer personellen
Ausweitung der Generaldirektion sowie mit Unterstützung der Unabhängigen nach der
Verlagerung der Programmhoheit in die Regionen und nach Mitbestimmung für das
Personal. Auch die Christlichdemokraten waren der Meinung, dass, solange die SRG ein
Monopolbetrieb sei, Rekurs-, Kontroll- und Mitbestimmungsmöglichkeiten einzubauen
seien, am besten in der Form eines unabhängigen Radio- und Fernsehrates. Die Frage
der Programmfreiheit spaltete den Rat in zwei Lager. Auf der einen Seite befürworteten
die Sozialdemokraten eine uneingeschränkte Programmfreiheit; sie erklärten
Objektivität in der Programmgestaltung als unrealisierbar. Auf der andern Seite riefen
Vertreter der bürgerlichen Parteien wegen des Monopolcharakters der Massenmedien
nach einer gewissen Kontrollmöglichkeit durch politische Instanzen. Bundesrat Bonvin
wies in seiner Antwort darauf hin, dass seit Oktober 1970 eine juristische
Expertenkommission sich mit der Ausarbeitung eines Verfassungsartikels über Radio
und Fernsehen befasse. Mit der Überprüfung der Strukturen habe die SRG ein
Spezialbüro für Organisationsfragen beauftragt. In der Richtung auf eine Einführung der
innerbetrieblichen Mitbestimmung wurde ein Fortschritt erzielt: SRG und
Personalverbände von Radio und Fernsehen schlossen im Herbst eine Vereinbarung ab,
die paritätische Studiokommissionen und eine gesamtschweizerische paritätische
Arbeitsgruppe beauftragte, konkrete Vorschläge auszuarbeiten. Am Jahresende wählte
der Bundesrat nach längeren Auseinandersetzungen den Tessiner Stelio Molo als
Nachfolger des altershalber zurücktretenden Marcel Bezençon zum neuen
Generaldirektor der SRG. 53

DÉBAT PUBLIC
DATE: 23.12.1971
RUTH GULLO

Für Radio und Fernsehen genehmigte der Bundesrat eine Erhöhung der
Konzessionsgebühren auf Neujahr 1973. Im Vordergrund standen jedoch qualitative und
strukturelle Fragen. Scharfe Kritik der SVP an einzelnen Informationssendungen des
Deutschschweizer Fernsehens und die Forderung von Vertretern der SVP an den
Bundesrat, bei der Ausarbeitung des Verfassungsartikels für die beiden Massenmedien
wirksamere Kontrollinstanzen vorzusehen, führten wie schon im Vorjahr zu einer
Fernsehdebatte im Parlament, die im wesentlichen dieselben gegensätzlichen
Argumentationen brachte wie diejenige von 1971. Angesichts der kontroversen
Stellungnahmen hatte die juristische Expertenkommission, die auf Grund der
Vernehmlassungen aus den Jahren 1968 und 1969 einen Artikel ausarbeiten sollte,
Mühe, zu einem gemeinsamen Vorschlag zu kommen. Der Bundesrat entschloss sich
deshalb, diesen den interessierten Kreisen noch einmal zur Meinungsäusserung zu
unterbreiten. 54

DÉBAT PUBLIC
DATE: 21.12.1972
RUTH GULLO

Im Vorfeld bedeutender gesetzgeberischer Entscheide bei Radio und Fernsehen, zu
denen die Expertenkommission für eine Medien-Gesamtkonzeption die oben bereits
erwähnten Vorschläge formuliert hat, geriet die Schweizerische Radio- und
Fernsehgesellschaft (SRG) wiederholt ins Schussfeld der Kritik. Diese wurde vor allem
von denjenigen Parteien und Interessengruppierungen getragen, die für eine Lockerung
oder Aufhebung des allerdings rechtlich nicht verankerten, sondern nur faktisch
bestehenden SRG-Monopols eintraten. So lancierte der Landesring eine unformulierte
Verfassungsinitiative «für Freiheit und Unabhängigkeit von Radio und Fernsehen», die
die Aufhebung des SRG-Monopols verlangt, wobei die umstrittene und teils heftig
kritisierte Behandlung der Zürcher Jugendunruhen durch Radio und Fernsehen einen
willkommenen Propagandaaufhänger abgab. Kompetente Medienleute wie auch
Bundesrat Schlumpf gaben zu verstehen, dass die Initiative offene Türen einrenne.
Allenfalls könnte der überfällige Verfassungsartikel über Radio und Fernsehen durch sie
nochmals verzögert werden. Gestützt auf die Ergebnisse des 1979 abgeschlossenen
Vernehmlassungsverfahrens beauftragte der Bundesrat das EVED, einen
entsprechenden Artikel noch vor dem Vorliegen einer Medien-Gesamtkonzeption
auszuarbeiten. Dieser Artikel soll nicht bloss mit einer Kompetenznorm ausgestattet

DÉBAT PUBLIC
DATE: 24.12.1980
CHRISTIAN MOSER
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werden, sondern einen ausführlichen, enumerierenden Charakter haben und damit
materielle Aussagen über die künftige Radio- und Fernsehgesetzgebung sowie über die
Schaffung einer unabhängigen Beschwerdeinstanz enthalten. Insbesondere die
Aufnahme einer solchen Instanz in die Verfassung wurde als Voraussetzung für die
politische Realisierung des Artikels angesehen. Für ein Ausführungsgesetz sind
hingegen noch kaum Unterlagen vorhanden. Die Bedeutung der Beschwerdeinstanz kam
auch mit der Motion Guntern (cvp, VS) zum Ausdruck, die nach dem Ständerat nun auch
vom Nationalrat überwiesen wurde. Die heute bestehende, des öftern als zu tolerant
bezeichnete Beschwerdekommission Reck, die in ihrer beratenden Funktion zwar
faktisch, aber nicht rechtlich unabhängig ist, soll durch eine staats- und
verwaltungsunabhängige Instanz ersetzt werden. In der vom Bundesrat Ende des Jahres
beschlossenen Revision der Konzessionsbestimmungen wird zudem die
Bundesaufsicht über die SRG für zusätzliche Bereiche, insbesondere bei den Finanzen,
verstärkt und die Vertragsfreiheit der SRG gegenüber den Personalverbänden in
Gehalts- und andern arbeitsrechtlichen Fragen beschnitten. 55

Presse

Die Konzentrationsbewegung nahm in der Welschschweiz eine schnellere Gangart an.
Vor allem das Eingehen der einzigen sozialdemokratischen Tageszeitung (Le Peuple-La
Sentinelle) gab zu Bedenken Anlass. Als Teilersatz wurde vorgesehen, das
vierzehntäglich erscheinende Blatt «Domaine public» zu einer Wochenzeitung
umzugestalten. Auch die christlich-demokratische Presse verlor mehrere Lokalblätter;
andere konnten dagegen Jubiläen langjährigen Erscheinens feiern. Für die Schweiz
neue Wege beschritt das «Sonntags-Journal», das zur Magazinform überging. Die
schwierige Frage einer Umschreibung der Pressefreiheit wurde durch eine
Interpellation erneut aufgeworfen, nachdem die sozialdemokratische Initiative für ein
Verbot der Pressezensur von 1935 in Vergessenheit geraten war. Der Bundesrat erklärte
sich bereit, die für die Revision von Art. 55 BV 1953 eingesetzte Expertenkommission
wieder zu aktivieren. 56

DÉBAT PUBLIC
DATE: 29.12.1971
RUTH GULLO

In der im Nationalrat seit den vier Vorstössen vom Sommer 1972 fälligen Diskussion über
die Pressehilfe, die anfangs Juni stattfinden konnte, kritisierten mehrere Redner die
Haltung des Bundesrates, der ihrer Ansicht nach die Vorarbeiten zur Neufassung des
Artikels 55 BV und zu einem Presseförderungsgesetz nicht mit der von der Situation her
geforderten Intensität vorantrieb. Bundesrat Celio wies in seiner Antwort auf die
enormen Schwierigkeiten hin, die sich bei den von den Rednern geforderten indirekten
Hilfsmassnahmen stellten. Direkte Massnahmen könnten erst aufgrund einer Änderung
von Artikel 55 BV und eines Presseförderungsgesetzes erwartet werden. Die
pressepolitische Gruppe der Bundesversammlung beschloss kurz darauf, vom
Bundesrat auf dem Motionsweg einen dringlichen Bundesbeschluss zu verlangen.
Dieser sollte neben flankierenden Massnahmen direkte Betriebsbeiträge in der Höhe
von mindestens CHF 10 Mio. an die notleidenden Blätter der SP, der CVP und der SVP
vorsehen. Die Motion, die in den Augen ihrer Gegner einen fragwürdigen Präzedenzfall
für andere Branchen geschaffen hätte, wurde in der Wintersession mit 63 zu 57
Stimmen abgelehnt. Mit der Einsetzung einer Expertenkommission und der inoffiziellen
Veröffentlichung des von Nationalrat Schürmann (cvp, SO) geschaffenen Vorentwurfs,
der neben den Förderungsmassnahmen Vorschriften zur Sicherung der äusseren und
inneren Pressefreiheit enthält und für die Durchführung der vom Gesetz ins Auge
gefassten Massnahmen einen Presserat vorsieht, nahmen die Arbeiten und
Diskussionen um einen neuen Presseartikel und um ein Pressegesetz ihren von vielen
divergierenden Stellungnahmen belasteten Fortgang. 57

DÉBAT PUBLIC
DATE: 14.12.1973
ERNST FRISCHKNECHT

Der mühsame Fortgang der Arbeiten an den von der Motion Akeret (svp, ZH) 1973
verlangten Förderungsmassnahmen und die Verschlechterung der Bundesfinanzen
lässt erwarten, dass die bedrängten Blätter noch vor einer längeren Durststrecke
stehen. Prof. Leo Schürmann, Mitglied der die Förderungsmassnahmen ausarbeitenden
Expertenkommission, warnte vor einer Überschätzung der Bundeshilfe und appellierte
an den Willen und die Fähigkeit der Zeitungen zur Selbsthilfe. Eine Erhaltung der
gegenwärtigen Strukturen falle ausser Betracht. Im Zusammenhang mit den
Schwierigkeiten der Meinungspresse stand erneut die PTT im Vordergrund. Sie ging
angesichts ihrer prekären Finanzverhältnisse zunehmend zur Einmalzustellung über und
zwang damit die Zeitungsbetriebe, die Produktion in die Nacht zu verlegen und damit
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zusätzlich zu verteuern. Unter dem Druck der veränderten Zustelldienste erschien die
«Neue Zürcher Zeitung» seit Ende September nur noch einmal täglich. Den weiterhin
florierenden Gratisanzeigern begegneten die Luzerner Tageszeitungen mit einer
Aufklärungskampagne. Der Zürcher Rechtsanwalt und Umweltexperte Heribert Rausch
erwirkte ein allerdings kostspieliges richterliches Verbot gegen das Einstecken von
Gratisanzeigern in seinen Briefkasten. 58

Umfassende Presseförderungsmassnahmen, wie sie seit 1967 angestrebt worden
waren, schienen trotz der Publikation gewichtiger Dokumente noch in weiter Ferne zu
liegen. Die Frage, wie der notleidenden Presse geholfen werden kann, blieb auch 1975,
nach einer auf breiter Basis geführten Diskussion, offen. Diese stützte sich auf einen
über 800 seitigen Bericht der 1973 eingesetzten Expertenkommission, die gleichzeitig
auch Entwürfe für einen revidierten Verfassungsartikel 55 über das Presserecht, für
einen neuen Artikel 55bis über die Presseförderung und für ein Presseförderungsgesetz
vorlegte. Art. 55 BV garantiert nach diesen Entwürfen nicht nur – wie bisher – die
Pressefreiheit, sondern auch die Freiheit der Meinungsäusserung, der Meinungsbildung
und der Information. Art. 55bis BV gibt dem Bund die Kompetenz zum Schutz und zur
Förderung einer vielfältigen und unabhängigen Presse. Die erforderlichen Massnahmen,
die vorwiegend aus «Infrastrukturhilfe» bestehen, sind im Presseförderungsgesetz
festgelegt. Die jährlichen Kosten veranschlagte die Kommission auf rund CHF 56 Mio.
gegenüber dem Vorentwurf von 1973 verzichtete man auf eine Sicherung der inneren
Pressefreiheit mit der Begründung, dass die Stellung der Redaktionen und Mitarbeiter
im Kollektivvertrag geregelt werden sollte. Im Vernehmlassungsverfahren, in welches
die beiden Verfassungsartikel geschickt wurden, stiessen wie schon in den Debatten
der Vorjahre die unterschiedlichsten Meinungen aufeinander. Vorbehalte und
Bedenken äusserten insbesondere auch Zeitungsleute. Gewisse Erleichterungen für die
Meinungspresse ergaben sich durch Beschlüsse der eidgenössischen Räte, die bei der
Revision des Postverkehrsgesetzes von den Vorschlägen des Bundesrates abwichen und
die beantragten Transporttaxen für abonnierte Zeitungen und Zeitschriften
ermässigten. Im Interesse der Förderung der Presse übernahm damit die PTT zu den
bereits bestehenden Einnahmeneinbussen von gegen CHF 160 Mio. (1974) zusätzliche
Mindereinnahmen von jährlich CHF 20 – 30 Mio. Über die Vorschläge für einen
verstärkten Persönlichkeitsschutz, die auch von gemässigten Blättern als unakzeptabel
zurückgewiesen wurden, haben wir bereits berichtet. 59

DÉBAT PUBLIC
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Mit der Einsetzung der Expertenkommission für ein Gesamtmedienkonzept wurde die
Arbeit an der Revision des Verfassungsartikels über die Presse unter Einbezug der
Presseförderung eingestellt. Die Vernehmlassung zu den Förderungsmassnahmen hatte
widersprüchliche Meinungen zutage gefördert. Konkret bleibt umstritten, ob der Staat
selbst Presseförderung betreiben und ob er dafür nur rechtliche Voraussetzungen
schaffen oder auch die finanziellen Mittel bereitstellen soll. Gewarnt wird vor einer
Wettbewerbsverzerrung und einer Gefährdung der Unabhängigkeit der Presse. Die
Frage, ob die verschärfte Konzentrationsbewegung der letzten Jahre nicht ähnliche
Gefahren zeitige, wurde mehrfach gestellt. Zahlreiche Stellungnahmen erachteten die
Revision überhaupt als unnötig und inopportun, weil die Freiheit der
Meinungsäusserung und Information sowie das Zensurverbot keiner besonderen
Normierung bedürften. Nicht klar geregelt ist freilich der Schutz des
Vertrauensverhältnisses zwischen den Presseschaffenden und ihren Informanten. Die
unbefriedigende Rechtslage wird durch die Verurteilung der vier Chefredaktoren des
«Tages-Anzeigers» dokumentiert, die sich trotz bundesgerichtlicher Aufforderung
weigerten, anonym zugespielte Unterlagen zur Steueraffäre Solschenizyn
herauszugeben. Das Bundesgericht hatte zuvor ausgeführt, aus der Pressefreiheit
könne kein allgemeines Zeugnisverweigerungsrecht abgeleitet werden. 60
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Aspects généraux de la politique médiatique

Ähnliches, wie für die Situation der Kunstschaffenden festgestellt wurde, gilt für die
Medienschaffenden. Bundespräsident Ritschard erklärte im Rahmen einer Rede in
Zürich, der Staat habe zu seiner Opposition in den Medien Sorge zu tragen. Es komme
vor, dass Politiker mit der Medienpolitik den Staat schützen wollten und nicht einsähen,
dass im Gegenteil der Staat die Freiheit der Medien zu schützen habe. Die Forderungen
nach einem Gesamtmedienkonzept, das Presse, Radio, Fernsehen und weitere
Massenmedien in ein gegenseitiges Beziehungsgefüge stellen soll, verstummten nicht.
Bundesrat Furgler unterstützte dieses Anliegen, als er anlässlich der Eröffnung des
Ringier-Pressezentrums in Zürich die Meinung vertrat, auch die Schweiz komme in
Zukunft ohne ein kommunikationspolitisches Konzept nicht mehr aus. Im Spätsommer
ernannte der Bundesrat eine Expertenkommission unter der Leitung von H. W. Kopp,
die ein schweizerisches Medienkonzept erarbeiten soll. Ihr Auftrag lautet, in erster
Dringlichkeit Zielsetzungen für eine koordinierte, möglichst widerspruchsfreie
Medienpolitik zu formulieren und bis 1981 allfällig notwendige Medienartikel mit
Ausführungsbestimmungen vorzulegen. 61
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